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Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts; 
Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit uns zur rubrizierten Vorlage zu äussern. Die KKJPD ist in ih-
rem Zuständigkeitsbereich in erster Linie von der vorgeschlagenen Änderung des Bundesgesetzes 
vom 18. März 2016 betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs betroffen. Wir be-
schränken unsere Stellungnahme deshalb auf Ziffer 6 des Entwurfs. Die vorliegende Stellungnahme 
basiert auf einem Beschluss der Plenarversammlung der KKJPD vom 14./15. November 2019. 

 

Allgemeine Bemerkungen 

Die KKJPD hat sich in verschiedenen Gremien mit den technologischen und finanziellen Entwicklun-
gen im Bereich der Fernmeldeüberwachung auseinandergesetzt und war auch an der letzten Sitzung 
der Arbeitsgruppe Fernmeldeüberwachung unter der Leitung der Generalsekretärin EJPD beteiligt. 
Wir haben in diesen Sitzungen wiederholt darauf hingewiesen, dass im Bereich der Fernmeldeüber-
wachung ein starker Trend zu verschlüsselter Kommunikation zu verzeichnen ist, der in den nächs-
ten Jahren noch zunehmen wird.  

Verschlüsselte Telefongespräche lassen sich nicht mehr mit den heute von den Fernmeldedienstan-
bietern (FDA) und vom Dienst ÜPF eingesetzten Technologien überwachen, sondern bedingen den 
Einsatz von sogenannter GovWare oder von alternativen technischen Überwachungsmassnahmen 
wie Wanzen, Richtmikrofonen oder GPS-Trackern. Diese Technologien werden entweder von fedpol 
oder von den Kantonen beschafft und finanziert. 

Die Aufgaben der FDA und des Dienstes ÜPF werden sich deshalb mittel- und langfristig von den 
Echtzeitüberwachungen hin zur Erhebung von Randdaten verlagern. Dies hat zur Folge, dass eine 
Finanzierung des Dienstes ÜPF nicht länger hauptsächlich auf den Gebühren für die Echtzeitüber-
wachungen basieren kann. 

Das EJPD wurde mit Bundesratsbeschluss vom 15. November 2017 beauftragt, eine Arbeitsgruppe 
Finanzierung Fernmeldeüberwachung einzusetzen, welche die Höhe der Überwachungsgebühren 
überprüfen und Vereinfachungen bei der Abrechnung der Gebühren prüfen sollte. Die Arbeitsgruppe, 
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der auch Vertreter der kantonalen Strafverfolgungsbehörden angehören, konnte sich in der Folge in 
Bezug auf die Gebührenhöhe nicht einigen, aber immerhin darauf, dass auf dem Verordnungsweg 
möglichst rasch eine rechtliche Grundlage geschaffen werden soll, damit das heutige aufwendige 
Gebühren- und Entschädigungsmodell vereinfacht werden kann. Auf eine Fakturierung für einfache 
Auskünfte, die heute mit 9 CHF in Rechnung gestellt werden, soll in Zukunft verzichtet werden. Die 
dadurch entfallenden Gebühren sollen kompensiert werden, indem die Gebühren für Echtzeitüberwa-
chungen und rückwirkende Überwachungen erhöht werden. 

Der Vorstand KKJPD hat der Verordnungsrevision vollumfänglich zugestimmt, weil er der Meinung 
ist, dass die dargestellte Vereinfachung der Gebühren sinnvoll ist. Die Höhe der Gebühren soll hin-
gegen im Rahmen der hier zur Diskussion stehenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz über ad-
ministrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts geklärt werden. 

 

Bemerkungen zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des 
Bundeshaushalts 

Der Gesetzesentwurf schafft die Grundlage für die Pauschalierung der Kosten und eine Vereinfa-
chung der Abrechnungen. Auskünfte sollen in der Regel nicht mehr separat in Rechnung gestellt 
werden. Dies entspricht den oben zitierten Vorschlägen der Arbeitsgruppe Fernmeldeüberwachung. 
Die KKJPD begrüsst die Bestimmungen in Artikel 38 Abs. 4 und in Artikel 38a Abs. 2, die einen Ver-
zicht auf Gebühren für Auskünfte und die Möglichkeit der Pauschalierung der Kostenbeteiligung der 
Kantone vorsehen. 

Die im Strafverfahren mitwirkungspflichtigen Fernmeldedienstanbieter (FDA) sollen ihre Investitions-
kosten im Bereich FMÜ gemäss Gesetzesentwurf wie heute selbst tragen, für ihren Betriebsaufwand 
aber weiterhin entschädigt werden. 

Gemäss Botschaft will der Bund die Pauschalen, welche die Kantone zu entrichten haben, schritt-
weise um maximal 10 Mio. Franken erhöhen und so die in den nächsten Jahren anfallenden Mehr-
kosten, die durch die Erneuerung des Verarbeitungssystems FMÜ entstehen, sachgerecht auf Bund 
und Kantone verteilen. 

Der Kostendeckungsgrad des Dienstes ÜPF betrug 2018 knapp 50%. Angesichts der erwähnten 
Mehrkosten geht der Bundesrat in seiner Botschaft zum Voranschlag 2020 davon aus, dass der Kos-
tendeckungsgrad ab 2020 nur noch 30% betragen wird. Die vom Bundesrat ab 2022 angestrebten 
Gebührenerhöhungen würden nach heutigen Schätzungen dazu führen, dass der Kostendeckungs-
grad in etwa wieder auf 50% ansteigen würde. 

Die KKJPD vertritt dazu die folgende Haltung: 

 Wie in allen Strafverfahren üblich, müssen auch die Dienstleistungen der Mitwirkungspflichti-
gen (MWP) für die Strafverfolgungsbehörden kostenfrei sein (=Grundsatz der Kostenfreiheit 
der Beweiserhebung). Dies gilt bspw. auch für die Editionsbegehren für Bankunterlagen. Die 
KKJPD tritt seit Jahren für diesen Grundsatz ein. Die anstehende Revision des BÜPF im 
Rahmen des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und die Entlastung des 
Bundeshaushalts muss genutzt werden, um diesen Grundsatz im Gesetz zu verankern und 
die Fernmeldedienstanbieter zur entschädigungslosen Mitwirkung in Strafverfahren zu ver-
pflichten. 

 Die Schweizer Strafverfolger bezahlen europaweit die höchsten Gebühren für die Fernmel-
deüberwachung. Dies führt dazu, dass Strafverfolger teilweise aus Kostengründen auf not-
wendige Fernmeldeüberwachungsmassnahmen verzichten. So kostet heute die Echtzeit-
überwachung eines Telefonanschlusses unabhängig von der Überwachungsdauer – also be-
reits für eine Überwachung von 24 Stunden – mindestens 3’980 CHF. Davon gehen 2’650 
CHF an den Dienst ÜPF, 1’330 CHF an die FDAs. Der Bericht der Eidgenössischen Finanz-
kontrolle (EFK) vom 23.11.18 bestätigt, dass die Strafverfolgung als hoheitliche staatliche 
Monopolaufgabe aufzufassen ist, die nicht ökonomischen Prinzipien unterworfen werden 
darf. 

 Die Auffassung, wonach hohe Gebühren eine sinnvolle Bremse für eine überbordende An-
ordnung von Überwachungsmassnahmen darstellen, ist verfehlt. Überwachungen sind straf-



 

 

 

 

prozessuale Zwangsmassnahmen und werden richterlich überprüft und generieren den Straf-
verfolgungsbehörden einen enormen Aufwand (z.B. für Übersetzungen), den sie nur leisten, 
wenn dies für die Ermittlungen absolut notwendig ist.  

 Der Bericht der EFK bestätigt den Befund der KKJPD, wonach die Kosten des Dienstes ÜPF 
und der FDAs intransparent sind. Ein Gremium “Transparenz ÜPF” wurde eingesetzt, hat 
aber bisher noch keine Resultate vorgelegt. 

 Der Aufwand des Dienstes ÜPF belief sich 2017 auf insgesamt 29,3 Mio. CHF. Davon über-
wies er 12,9 Mio. CHF ans Informatikcenter EJPD (ISC EJPD) ohne dass ausgewiesen oder 
in einem Leistungsvertrag festgehalten wäre, welche Leistungen das ISC EJPD dafür zu er-
bringen hat. 8,9 Mio. CHF gingen an die FDAs, wobei auch diese gemäss Bericht der EFK 
ihre Kosten nicht ausweisen können. Die Strafverfolger steuerten 2017 via Gebühren 13 Mio. 
CHF an den Dienst ÜPF bei. 

Aus diesen Überlegungen leitet die KKJPD die folgende Haltung zur Gesetzesvorlage ab: 

1. Die KKJPD begrüsst, dass mit Art. 38a Abs. 2 eine gesetzliche Grundlage für die Pauscha-
lierung der Gebühren im Bereich der Fernmeldeüberwachung geschaffen werden soll. Der 
Kostenteiler unter den Kantonen soll aufgrund des Bevölkerungsanteils der Kantone festge-
legt werden. 

2. Auf eine Entschädigung der mitwirkungspflichtigen Fernmeldedienstanbieter (FDAs) ist in 
Zukunft zu verzichten.  

3. Die Absicht, den Kostendeckungsgrad des Dienstes ÜPF (heute deutlich unter 50%) durch 
eine schrittweise Gebührenerhöhung zu steigern, ist zu verwerfen. Der Kostendeckungsgrad 
des Dienstes kann nicht mehr als Grundlage für die Bemessung der Gebühren herangezo-
gen werden. Dies aus den folgenden Gründen: 

a. Gemäss Bericht der Eidg. Finanzkontrolle können weder der Dienst ÜPF noch das 
Informatikcenter des EJPD (ISC EJPD) und die FDAs ihre Kosten transparent aus-
weisen. Zudem fehlt es an einer Leistungsvereinbarung, die festhält, welche Leistun-
gen das ISC EJPD für die Entschädigung von jährlich 12,9 Mio. CHF (Stand 2017) 
zu erbringen hat. 

b. Strafverfolgung ist eine hoheitliche Kernaufgabe des Staates, welche nicht durch 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen gesteuert werden soll.  

c. Die zunehmende Verschlüsselung von Kommunikationsanwendungen wirkt sich in 
zweierlei Hinsicht aus: 

− Überwachungen sind nur noch mit dem Einsatz von teurer GovWare (sog. 
Staatstrojaner) möglich, was sich zusätzlich negativ auf die Kosten der Strafver-
folgungsbehörden auswirkt. Diese Überwachungssoftware stellt fedpol den Straf-
verfolgungsbehörden der Kantone und des Bundes als Dienstleistung zur Verfü-
gung. Die Strafverfolger haben dabei nur die monatlichen Lizenzkosten zu über-
nehmen.  

− Der Grossteil der Gebühreneinnahmen des Dienstes ÜPF resultiert heute aus der 
Überwachung von unverschlüsseltem Telefonverkehr. Diese Einnahmen werden 
in den nächsten Jahren aufgrund der dargestellten Entwicklung einbrechen. Der 
Dienst ÜPF wird vermehrt nur noch Randdaten und Lokalisierungen liefern. Aus-
serdem werden die Strafverfolger zunehmend auf andere strafprozessuale techni-
sche Möglichkeiten ausweichen (Wanzen, GPS-Tracker, etc.)  
Deshalb ist es verfehlt, die Kosten des Dienstes ÜPF weiterhin massgeblich über 
die Gebühren für Echtzeitüberwachungen finanzieren zu wollen. 



 

 

 

 

Das aktuelle Programm FMÜ soll fertig umgesetzt werden, weil der Lebenszyklus des aktuellen Sys-
tems demnächst endet und dieses durch ein technologisch aktuelles Standardsystem abgelöst wer-
den soll. Bereits ab 2020 muss eine politische Diskussion über die Zukunft der Fernmeldeüberwa-
chung und über die Entschädigung von Leistungen geführt werden. Es ist zu prüfen, welche Systeme 
ab ca. 2024 benötigt werden und wo diese Leistungen bezogen werden sollen. Dabei ist auch zu 
prüfen, ob ein künftiger IT- und Technikprovider für die Schweizer Polizei, der gestützt auf die Ver-
einbarung PTI geschaffen wird, diese Leistungen anstelle des Dienstes ÜPF erbringen könnte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

Urs Hofmann 
Präsident 



(https://www.cadastre.ch/de/manual-av/publication/publication.detail.document.html/cadastre-internet/de/documents/av-
weisungen/Strategie-2020-2023-de.pdf.html) 
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Vernehmlassungsantwort zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen  

des Bundeshaushalts 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für Ihre Einladung zur Stellungnahme.  

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) hat die Schuldenbremse immer kritisert. Sie führt 

tendenziell zu Aufgabenkürzungen in sensiblen Bereichen und muss daher korrigiert werden.  

Der SGB kann allerdings unterstützen, dass Aufgaben periodisch überprüft werden. Diese Über-

prüfung mündete in das vorliegende Bundesgesetz. Schwierigkeiten bekundet der SGB mit der 

generellen Zielsetzung, den Anteil der gebundenen Ausgaben zu senken, welche die in der Vor-

lage erwähnte Motion FK-N 17.3259 fordert. Dieser ist in den letzten Jahren zwar deutlich gestie-

gen, Hintergrund sind jedoch politische Entscheide des Parlamentes und der Stimmbevölkerung. 

Zu erwähnen sind der Bahninfrastrukturfonds (BIF) und der Strassen- und Agglomerationsver-

kehrsfonds (NAF). Selbstverständlich sind auch Ausgaben für die Sozialversicherungen AHV, IV, 

ALV sowie Ergänzungsleistungen und Prämienverbilligungen gebunden. Würde der Anteil der ge-

bundenen Ausgaben gesenkt werden, gäbe es zwangsweise Kürzungen in diesen Bereichen. Das 

zeigt sich auch in den in der Vorlage erwähnten Massnahmen, welche noch nicht unmittelbar durch 

das vorliegende Gesetz betroffen, aber dennoch diskutiert werden. Darunter fällt die allfällige Sen-

kung des Bundesanteils an der Finanzierung der AHV oder die Beiträge des Bundes an die Kan-

tone für die Prämienverbilligung. Der SGB lehnt Massnahmen, welche zur Schwächung des Ser-

vice public oder der Sozialwerke führen, ab. 

Die vorher erwähnten Projekte sind jedoch in der aktuellen Vorlage nur angekündigt. Der SGB 

stimmt den Änderungen im Geoinformationsgesetz, dem Subventionsgesetz, dem Tabaksteuerge-

setz sowie dem Eisenbahngesetz und Bahninfrastrukturfondsgesetz zu. Einen Vorbehalt macht der 

SGB beim Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs BÜPF. 

Mit Pauschalen werden die Abrechnung und die Rechnungsbegleichung vereinfacht. Damit ist der 

SGB einverstanden. Gleichzeitig werden im Rahmen dieses Pakets für die administrativen Entlas-

tungen aber auch die Rechtsgrundlagen geschaffen, damit Daten im Verarbeitungssystem des 
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Dienstes ÜPF neu auch analysiert werden können, um «weitreichende Schlüsse über Personen-

netzwerke sowie Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten» von überwachten Personen zu 

ermöglichen. Der SGB verlangt, dass diese neuen Möglichkeiten in Art. 7 und 8 BÜPF in eine 

separate Vorlage ausgeliedert werden. Der Umgang mit besonders schützenswerten Personenda-

ten ist nicht über ein solches Paket an Massnahmen bzgl. administrativen Erleichterungen abzu-

handeln. 

Besten Dank für die Kenntnisnahme unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

 

Pierre-Yves Maillard  Daniel Lampart 

Präsident  Leiter SGB-Sekretariat 

  und Chefökonom 

 

123  DL/AK/én 



























































Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 
Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von:  Kanton Schaffhausen, Finanzdepartement 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Keine Bemerkungen 

 

 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des
Geoinformationsgesetzes? 

 

Antwort 
Der Kanton Schaffhausen begrüsst die Aufhebung der Verordnung der Bundesver-
sammlung über die Finanzierung der amtlichen Vermessung (FVAV) sowie die 
Neuregelung der Finanzierung der amtlichen Vermessung. Die gestärkte 
Steuerung mit Programmvereinbarungen und Globalbeiträgen führt zu einer 
zielgerechteren Ausrichtung von Bundesbeiträgen und trägt dazu bei, innovative 
Weiter-entwicklungen in der Geoinformation zu fördern.  

 

 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Keine Bemerkungen. 

 

 

 

 



c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Keine Bemerkungen. 

 

 

 
 

d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 
Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Zu den Änderungen des Eisenbahngesetzes und des Bundesgesetzes über den 
Fonds zur Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur hat der Kanton Schaffhausen 
keine Bemerkungen.  

Eine Anpassung der Indexierung des Bahninfrastrukturfonds an den Landesindex 
der Konsumentenpreise wird ausdrücklich begrüsst. 

 

 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes 
betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Zu den im BÜPF vorgesehenen Änderungen haben wir folgende Vorbehalte 
anzubringen: 

 

Art. 7 und Art. 8 

 

Art. 7 f. bildet keine genügende gesetzliche Grundlage, um Daten zu importieren, 
welche aus anderen strafrechtlichen Massnahmen wie GovWare (Art. 269ter StPO), 
IMSI-Catcher (Art. 269bis StPO) oder Observationen (Art. 282 f. StPO) erhoben 
wurden. Gemäss Ziff. 3.6 des Erläuternden Berichtes ist dies so gewollt. 

Der Kanton Schaffhausen erachtet diese Unterscheidung jedoch als nicht 
zeitgemäss. Die moderne Kommunikation findet über eine Vielzahl verschiedener 
Kommunikationskanäle statt, die sich auf verschiedene Technologien stützen. 



Damit löst sich die klare Grenze zwischen der klassischen Fernmeldeüberwachung 
gemäss Art. 269 StPO und der Überwachung mit technischen 
Überwachungsgeräten gemäss Art. 280 StPO auf. Angestrebtes Ziel sollte sein, 
einerseits teure Doppelbeschaffungen von Systemen zu vermeiden und 
andererseits die Beweissicherheit in den Verfahren zu steigern.  

 

Art. 38 Abs. 4 lit. b BÜPF 

Gemäss dem Erläuterndem Bericht, Seite 15, behält sich der Bundesrat vor, 
bezahlte Auskünfte nicht entsprechend weiter zu verrechnen. Bei der Festlegung 
der Kostenbeteiligungen der Kantone verfügt der Bundesrat über bestimmte 
Freiheiten und kann im Sinne der administrativen Vereinfachung auf die 
Verrechnung von Auskünften verzichten und stattdessen beispielsweise die 
Kostenbeteiligung bei den Überwachungen erhöhen, um den angestrebten 
Kostendeckungsgrad zu wahren. 

Unserer Ansicht nach muss neben dem Verteilschlüssel unter den Kantonen auch 
der angestrebte Kostendeckungsgrad thematisiert werden. Die vorgesehene 
Kompensation des Verzichts auf die Verrechnung von einfachen Auskünften durch 
eine Erhöhung der Gebühren für Überwachungen führt bei Kantonen, deren Anteil 
am Total der eingeholten Auskünfte sehr viel kleiner ist als derjenige bei den 
Überwachungen  im Vergleich zu heute  zu deutlich höheren Kosten. Im 
umgekehrten Fall entstehen deutliche Einsparungen. 

 

Art. 38a Abs. 4 BÜPF 

Die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Verrechnung mittels 
Pauschalen führt zu einer Vereinfachung der Kostenregelung und wird daher im 
Grundsatz begrüsst. Unklar ist jedoch, ob der Bundesrat die jährlichen 
Pauschalgebühren für die einzelnen Kantone festlegen darf, sollten sich die 
Kantone hinsichtlich des Verteilschlüssels nicht einigen. Dies wäre zu präzisieren. 
Auf jeden Fall abgelehnt wird eine Erhöhung der Gebühren zu Lasten der Kantone. 
Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen hat dies bereits in seiner 
Stellungnahme vom 19. September 2019 zur Teilrevision der Verordnung über die 
Gebühren und Entschädigungen für die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs zur Kostenregelung angebracht. Die Stellungnahme liegt bei.  

 

 
III. Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser 
Gesetzesänderungen? 

 

Antwort 

Keine Bemerkungen. 

 

 

 

 



Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Natalie Greh 

Telefon-Nummer:  052 632 72 80 

E-Mail-Adresse:  natalie.greh@ktsh.ch 

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  



Ingenieur-Geometer Schweiz, Kapellenstrasse 14, 3011 Bern 

 
 
Bern, 13. Dezember 2019 
 
Stellungnahme zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die 
Entlastung des Bundeshaushalts. Geoinformationsgesetz vom 5. Oktober 2007 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

 

 

 



 

 

1 https://www.cadastre.ch/content/cadastre-internet/de/manual-av/publication/publication.download/cadastre-
internet/de/documents/av-weisungen/Strategie-2020-2023-de.pdf. 
2 Ebd., S. 3. 
3 https://www.fin.be.ch/fin/de/index/finanzen/finanzen/finanzplanung/voranschlag.assetref/dam/documents/FIN/GS/de/va-afp-
2019-de.pdf (S. 286 ff.). 





Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 

Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von:  Kanton Basel-Landschaft 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Wir haben keine massnahmenübergreifenden Bemerkungen. 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
Wir würden eine terminologische Anpassung im erläuternden Bericht begrüssen: 
«die Finanzierung der amtlichen Vermessung» sollte durch «die Finanzierung der 
Geoinformationsdaten» ersetzt werden.  

 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Wir begrüssen eine gezielte Überprüfung der Aufgabenerfüllung bei Empfängern 
von Finanzhilfen und Abgeltungen und die Ausweitung der Auskunftspflicht auf 
Dritte, wenn solche zur Aufgabenerfüllung beigezogen werden.  

Es ist aber darauf hinzuarbeiten, dass der Bund die Prüfaufgabe nicht einfach an 
die Kantone delegiert, sondern diese Aufgabe zentral wahrnimmt. 

 

 

 

 



c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Wir sind mit der Anpassung einverstanden. 

 
 

d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 
Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Wir sind mit der Anpassung einverstanden. 

 

 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Zu Art. 38a Modalitäten des Bundesgesetzes vom 18. März 2016 betreffend die 
Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs bzw. bezugnehmend auf Seite 
15 f. des erläuternden Berichts zum Bundesgesetz über administrative Erleichte-
rungen und die Entlastung des Bundeshaushalts:  

1 Der Bundesrat regelt die Bemessung und Ausrichtung der Entschädigungen so-
wie die Bemessung und Erhebung der Kostenbeteiligungen. 

 Das «wie» ist uns unklar und wird im erläuternden Bericht nicht erwähnt.  

2 Er kann vorsehen, dass die Entschädigungen und Kostenbeteiligungen einzel-
fallweise oder in Form von Pauschalen bemessen werden. 

 Diese Formulierung ist unserer Ansicht nach unklar und es fehlen konkrete 
Vorschläge.  

 Es ist ebenso in keiner Weise vorhersehbar, welche Auswirkungen das für 
die Kantone haben wird. Eine Anpassung alle 3 Jahre ist im Telekommuni-
kationsbereich eine sehr lange Zeit. Es ist nicht abschätzbar, wie sich die 
Technologie und auch die Möglichkeiten der Überwachung verändern wer-
den. 



 Der Titel «BG administrative Erleichterungen und Entlastung des Bundes-
haushalts» suggeriert, dass durch die Pauschalisierung administrative 
Kosten gesenkt werden könnten. Sollen die Kosten im Einzelfall nachvoll-
ziehbar bleiben, kann auch der administrative Aufwand nicht verringert 
werden. Die Pauschalisierung bringt demnach keine Verbesserung.  

 Es fragt sich sodann, wie der Deckungsgrad durch Pauschalisierung ver-
bessert werden soll, wenn sich der Bund durch die Pauschalisierung nicht 
eine etwas nebulöse Erhöhung der Kosten erhofft. Denn faktisch müssten 
die Pauschalbeiträge dann ja im Vergleich zu heute höher sein als die bis-
herigen effektiven Kosten. So fehlt im erläuternden Bericht auch die Dar-
stellung, wie das genau funktionieren soll und wie genau diese Pauschali-
sierung vorgenommen wird. 

 Eine Erhöhung des Deckungsgrades wäre auch möglich, wenn die Über-
wachungsmassnahmen teurer würden. Es sei denn, der administrative 
Aufwand für die bisherige Praxis sei so hoch, dass damit Millionen einge-
spart werden könnten. Da die Rechnungen jedoch trotzdem so gemacht 
werden, dass sie auf die Verfahrenskosten überwälzt werden können, wird 
sich faktisch am administrativen Aufwand auch nichts ändern, resp. kön-
nen keine Kosten eingespart werden.  

3 Für die einzelfallweise Bemessung legt er die Tarife fest. 

 Für die kantonalen Strafverfolgungsbehörden ist dies eine Blackbox. 

4 Bei der Bemessung in Form von Pauschalen berücksichtigt er, inwieweit die 
Kosten dem Bund oder den einzelnen Kantonen nach dem Nutzen der Auskünfte 
und der Überwachungen zuzurechnen sind. Haben die Kantone eine Verteilung 
des von ihnen gesamthaft zu tragenden Kostenanteils vereinbart, so richtet sich 
die Verteilung nach dieser Vereinbarung. 

 Das ist grundsätzlich keine schlechte Idee. Dass Kompetenzzentren grös-
sere Überwachungen übernehmen, ist uns nicht bekannt. Nach wie vor 
gelten die Gerichtstandsregeln. Dass es unter den Kantonen bereits heute 
Absprachen betreffend Kostentragung und Durchführung von Überwa-
chungen gibt, ist uns bekannt. Kompetenzzentren aber würden interkanto-
nale JIT voraussetzen, woran es derzeit (leider) noch mangelt. Die Über-
prüfung des föderalistischen Strafverfolgungssystems kann auf jeden Fall 
nicht in einer Gebührenverordnung erfolgen. Hierzu müsste nicht die Ge-
bührenverordnung angepasst, sondern eine Einigkeit unter den Kantonen 
erreicht werden, dass die Kosten sinngemäss aufgeteilt werden können.  

 Steht es jedem Kanton offen, wie er die Kosten zahlen will, also ob fallbe-
zogen oder pauschal? 

5 Bei Entschädigungen und Kostenbeteiligungen in Form von Pauschalen stellt 
der Dienst für seine Leistungen und diejenigen der Mitwirkungspflichtigen gestützt 
auf die einzelfallweise festgelegten Tarife Pro-forma-Abrechnungen aus 

 Wenn die «Pro-forma-Abrechnung» nicht willkürlich ist, wovon nicht aus-
zugehen ist, da die Kosten den Beschuldigten auferlegt werden sollen, 
fragt sich, wieso die kantonalen Strafverfolgungsbehörden nicht direkt die 
Pro-forma-Rechnungen begleichen. Eine Pauschalgebühr erscheint dar-
über hinaus gar nicht mehr notwendig.  

 
 
 
 



III. Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 

Subventionsgesetz: Die vertiefte Aufsichts- und Kontrollpflicht darf nicht vom 
Bund an die Kantone delegiert wird. Diese Aufgabe übersteigt, insbesondere bei 
kleineren Kantonen, deren Möglichkeiten.  

Aufgrund der teilweise hohen Komplexität ist anzustreben, dass diese Aufgabe 
schwergewichtig zentral durch den Bund wahrgenommen wird. Das stellt sicher, 
dass diese Kontrollen einheitlich, unabhängig und in der gewünschten Qualität 
vorgenommen werden. 

Geoinformationsgesetz: Die bisher den Kantonen zur Verfügung gestellten Mittel 
müssen mindestens wieder in der gleichen Grössenordnung bereitgestellt 
werden.  

Zur Förderung von innovativen Projekten und von Anpassungen von nationalem 
Interesse sind die Kantone eng in die Auswahl- und Entscheidungsprozesse 
miteinzubeziehen. 

Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs: 
Zusammenfassend können wir festhalten, dass bis auf die Einführung von 
Pauschalgebühren keinerlei konkrete Vorgehensweisen oder Auswirkungen 
skizziert sind. 

 

 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Schürmann Lia  

Telefon-Nummer:  061 552 61 28 

E-Mail-Adresse:  lia.schuermann@bl.ch  

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  
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Herr Bundesrat 
Ueli Maurer 
Vorsteher des Eidgenössischen Finanzdepartements EFD 
Eidgenössische Finanzverwaltung EFV 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
  

Per E-Mail an:  

ap-sekretariat@efv.admin.ch 

 

 

 

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und 

die Entlastung des Bundeshaushalts  Stellungnahme 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 13. September 2019 haben Sie uns die Vernehmlassungsunter-

lagen zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des 

Bundeshaushalts zukommen lassen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stel-

lungnahme. 

Zu Beginn der Legislatur 2015 2019 initiierte der Bundesrat das Projekt zur Überprü-

fung der Aufgaben des Bundes. Ein Massnahmenpaket mit insgesamt 35 konkreten 

Vorhaben ist inzwischen bereits verabschiedet. Angestrebt werden Effizienzsteige-

rungen sowie die Lockerung von Ausgabenbindungen des Bundes. Fünf dieser  

Massnahmen benötigen Gesetzesänderungen. Diese stellen Sie uns vorliegend zur 

Prüfung zu.  
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Die Regierung des Kantons Graubünden hat die Unterlagen geprüft. Wir unterstützen 

das grundsätzliche Bestreben, mittels gezielten Massnahmen den Bundeshaushalt 

administrativ zu entlasten und finanzielle Gestaltungsspielräume zu schaffen. Den 

Revisionsentwürfen zu den fünf Bundesgesetzen können wir zu weiten Teilen zu-

stimmen. Die Beurteilungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen sind nachste-

hend festgehalten: 

 

Zum Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 

Die Finanzierung der amtlichen Vermessung soll neu geregelt und die entsprechen-

de Parlamentsverordnung aufgehoben werden. Beabsichtigt wird damit, die Steue-

rung der amtlichen Vermessung mit Programmvereinbarungen und Globalbeiträgen 

zu stärken. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung ist kostenneutral und führt auch 

für die Kantone zu einer administrativen Entlastung. 

Wir unterstützen die beantragte Massnahme. Es ist jedoch darauf zu achten, dass 

der Bund mit seinen Globalbeiträgen bei normalen Projekten weiterhin die Kosten-

deckung in der gleichen Grössenordnung gewährleistet und sie nicht zu einem Kos-

tenwachstum bei den Kantonen führt. In Bezug auf innovative Projekte und Projekte 

von nationalem Interesse müssen die Kantone frühzeitig in die Auswahl- und Ent-

scheidungsprozesse einbezogen werden. 

 

Zum Subventionsgesetz (SR 616.1) 

Die neu vorgesehene Verpflichtung der beitragsgewährenden Bundesämter zur Er-

stellung risikoorientierter und schriftlicher Prüfkonzepte soll die Aufsicht über die 

Subventionen und deren Verwendung verbessern. Damit soll indirekt ein Beitrag an 

eine sparsame Mittelverwendung geleistet werden, ohne dadurch die Kantone zu-

sätzlich zu belasten. 

Wir begrüssen die beantragte Massnahme nur mit Vorbehalten. Sie wird in der Um-

setzung kaum zu einer administrativen Entlastung der zuständigen Subventionsämter 

führen, es ist das Gegenteil zu befürchten. In den Prüfkonzepten ist unter anderem 

festzulegen, wer die Überprüfung nach welchen Methoden vornimmt. Diese Bestim-

mung darf kein Vorwand sein, um die beteiligten Behörden von nicht delegierbaren 

Verantwortlichkeiten zu befreien. Eine Beauftragung der Prüfungen an Dritte darf nur 
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ausnahmsweise erfolgen. Die Aufgabenteilung und die Verantwortlichkeiten müssen 

dabei klar geregelt sein.  

 

Zum Tabaksteuergesetz (TStG; SR 641.31) 

Mit der Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Steuerveranlagung nach Er-

messen durch die Eidgenössische Zollverwaltung im Falle einer nicht fristgerecht 

eingereichten Steuerdeklaration sollen Steuerausfälle verhindert werden. Gleichzeitig 

erfolgt damit eine Angleichung der Tabaksteuerveranlagung an die anderen Ver-

brauchssteuern (wie z. B. die Biersteuer oder die Mehrwertsteuer), die eine Ermes-

senseinschätzung bereits kennen. 

Die beantragte Massnahme betrifft ausschliesslich den Handlungsspielraum des 

Bundes. Für die Kantone ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen. Wir können 

diese Massnahme ohne Vorbehalte unterstützen.  

 

Zum Eisenbahngesetz (SR 742.101) und Bahninfrastrukturgesetz (BIFG;SR 742.140) 

Nebst einer neuen Indexierung der Einlagen in den Bahninfrastruktur-Fonds (BIF) ist 

eine gesetzliche Anpassung bei den bedingt rückzahlbaren Darlehen vorgesehen. 

Der Bund soll letztere bei Bedarf in Beteiligungen umwandeln können. 

Die Indexierung der BIF-Einlagen soll neu so ausgestaltet werden, dass sie nicht 

schneller als die Bundeseinnahmen wächst. Vorgesehen ist eine Verbindung der 

BIF-Einlage an den Landesindex für Konsumentenpreise (LIK) sowie an das reale 

Brutto-Inlandprodukt. Der Bahnbau-Teuerungsindex (BTI) wird damit nicht mehr ver-

wendet. Durch diese Massnahme würde sich das Wachstum der BIF-Einlagen ver-

langsamen, solange sich der LIK langsamer als der BTI entwickelt. Gleichzeitig wür-

den der Bundes- und die Kantonshaushalte Entlastungen erfahren. Je nach Index-

verlauf würde für den Bund im Jahr 2025 eine Entlastung von rund 50 Millionen 

Franken und im 2030 eine Entlastung von rund 126 Millionen Franken resultieren, für 

die Kantone würde die Entlastung im Jahr 2025 rund 10 Millionen Franken und im 

2030 rund 27 Millionen Franken betragen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass 

das Entlastungsvolumen nicht genau geschätzt werden kann, da es vollumfänglich 

von der künftigen Entwicklung der beiden Teuerungsindizes abhängt.  
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Mit der beantragten Massnahme sind wir grundsätzlich einverstanden. Sie darf je-

doch keine Kürzungen der BIF-Einlagen zum obersten Ziel haben. Ebenso darf sie 

zukünftig den Unterhalt, den Betrieb und den Ausbau des Bahnnetzes nicht gefähr-

den.  

In diesem Zusammenhang sei auf das laufende Projekt zur "Überprüfung der Aufga-

benteilung Bund  Kantone" hingewiesen. Im Rahmen dieses Projekts wird die Ent-

flechtung bzw. Aufhebung der kantonalen Beteiligung an der Finanzierung der 

Bahninfrastruktur geprüft. Sollte hier eine Entflechtung vorgenommen werden, so 

würde die mögliche Entlastung vollständig beim Bund anfallen. Dies wird bei der Ent-

flechtungsüberprüfung zu beachten sein.  

Kritisch gegenüber steht die Regierung der geplanten Anpassung, wonach die im BIF 

geführten bedingt rückzahlbaren Darlehen durch einfachen Beschluss des Bundesra-

tes in Beteiligungen umgewandelt werden können. Es ist unabdingbar, dass eine 

derartige Umwandlung sehr eng mit den einzelnen Transportunternehmen und mit 

den übrigen Eignern diskutiert und abgestimmt werden muss. Art. 10 Abs. 4 BIFG ist 

mit einem Zusatz zu ergänzen, wonach die im BIF geführten bedingt rückzahlbaren 

Darlehen "nur nach vorgängiger Absprache und im Einvernehmen mit den übrigen 

Haupteignern und mit dem Transportunternehmen" in die Bundesrechnung über-

nommen und in Beteiligungen umgewandelt werden dürfen. 

 

Zum Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs 

(SR 780.1) 

Die Finanzierung der Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF) soll vereinfacht und 

der Kostendeckungsgrad erhöht werden. Mit der dafür vorgesehenen Einführung von 

Pauschalen bei der Berechnung der Kostenbeteiligung für die ÜPF und deren beab-

sichtigten schrittweisen Erhöhung würde der Bund bis zu 10 Millionen Franken ent-

lastet und die Kantone bis maximal 10 Millionen Franken belastet. Im Gegenzug er-

laubt die Pauschalierung den Kantonen, die administrativen Kosten im Rahmen der 

ÜPF zu senken.  

Grundsätzlich unterstützen wir die beantragte Massnahme. Die vorgesehene Pau-

schalierung muss jedoch regelmässig überprüft und den jeweils aktuellen Verhältnis-

sen angepasst werden. Lastenabwälzungen auf die Kantone sind dabei strikte zu 

vermeiden.  
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In Bezug auf die konkrete Ausgestaltung der geplanten Revision teilen wir die vier 

Einschränkungen, welche die Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten 

(KKPKS) in ihrer Stellungnahme vom 6. November 2019 eingebracht haben. Wir 

verweisen auf diese Stellungnahme, deren Ausführungen und Anträge wir unterstüt-

zen. 

 

Zur Umsetzung der Gesetzesänderungen 

Zur praktischen Umsetzung der Gesetzesrevisionen haben wir keine Bemerkungen. 

 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit zur Stellungnahme und ersuchen Sie 

um die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

 Freundliche Grüsse 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

     
 Dr. Jon Domenic Parolini i.V. lic. iur. W. Frizzoni 
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Monsieur le Conseiller fédéral 
Ueli Maurer 
Chef du Département fédéral des finances 
Bundesgasse 3 
3003  Berne 
 
Par courriel : ap-sekretariat@efv.admin.ch 

 

 
 
 
Réf. : MFP/15026095 Lausanne, le 11 décembre 2019 
 
 
 
Consultation fédérale sur la loi fédérale sur des allègements administratifs et des 
mesures destinées à soulager les finances fédérales 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Le Conseil d’Etat du Canton de Vaud a bien reçu votre courrier du 13 septembre 2019 
et le dossier qui l’accompagnait. 
 
Le Conseil d’Etat vous remercie de l’invitation à prendre position. 
 
Vous trouverez ses commentaires dans le questionnaire de réponse prévu à cet effet. 
 
En vous remerciant de l'attention que vous porterez à la présente, nous vous prions de 
croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l'assurance de notre haute considération. 
 
 

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT 

LA PRESIDENTE 

 

LE CHANCELIER 

 

Nuria Gorrite Vincent Grandjean 
 
 
Annexe 
• Questionnaire de réponse 
 
Copies 
• OAE 
• ACI 

 



 

 

Avant-projet de loi fédérale sur des allégements administratifs et des 
mesures destinées à soulager les finances fédérales   
Questionnaire sur le projet mis en consultation 

 
Avis de: Canton de Vaud (indiquer le nom du canton / de l’organisation) 
 

I. Remarques générales / valables pour l’ensemble des mesures 

 

Réponse 
 
Nous n’avons pas de remarque particulière. 

 

 

II. Remarques sur une modification de loi en particulier  
 

a. Loi sur la géoinformation (RS 510.62) 
 

 
 

Comment jugez-vous les modifications proposées à l’égard de la loi sur la géoin-
formation?  

 

Réponse 

Le Canton de Vaud ne peut à ce stade pas soutenir le projet mis en consultation 
qui présente un mécanisme de subventionnement dont la responsabilité ne serait 
plus confiée à des instances politiques dont les décisions font l’objet de consulta-
tion des cantons (Assemblée fédérale, Conseil fédéral), mais à un département 
de l’administration, et ce d’autant que ce projet ne contient pas d’information 
précise sur le type de géodonnées dont l’acquisition par les cantons seraient sub-
ventionnées, et qu’il s’inscrit dans un contexte laissant présager que les données 
dont l’acquisition serait financée pour la plus grande part par les cantons pourrai-
ent être placées sous gestion de la Confédération.  

 

 

b. Loi sur les subventions (RS 616.1) 
 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l’égard de la loi sur les sub-
ventions? 

 

Réponse 
 
Ces modifications n’amènent pas de remarque particulière. 

 



 
c. Loi fédérale sur l’imposition du tabac (RS 641.31) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l’égard de la loi fédérale sur 
l’imposition du tabac? 

 

Réponse 
 

Ces modifications n’amènent pas de remarque particulière. 

 

 
 

d. Loi fédérale sur les chemins de fer (RS 742.101) 
 Loi sur le fonds d’infrastructure ferroviaire (RS 742.140) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l’égard de la loi fédérale sur 
les chemins de fer et de la loi sur le fonds d’infrastructure ferroviaire? 

 

Réponse 
Modification de l’indexation des apports au FIF 

Bien que la Confédération estime que le FIF continuera de disposer de res-
sources suffisantes, en cas d’insuffisance d’apports sur le long terme, des reports 
de projets d’aménagements d’infrastructure ferroviaire pourraient avoir lieu, ce qui 
serait défavorable au développement du canton.  

L’IRF est utilisé pour piloter le renchérissement des grands projets ferroviaires 
depuis le message aux Chambres jusqu’au financement des coûts finaux de 
construction ; il y a là une contradiction avec le remplacement de l’IRF par l’IPC 
dans l’indexation du FIF. 

Cette évolution n’est pas souhaitable.  
 

Art 51b al. 3 loi sur les chemins de fer / art. 10 al. 4 loi sur le fonds d’infrastructure 
ferroviaire 

La modification de l’art. 51b, al. 3 de la loi sur les chemins de fer et la reprise de 
cet article au niveau de l’art. 10 al. 4 de la loi sur le fonds d’infrastructure ferro-
viaire ne mentionne plus explicitement que les prêts conditionnellement rembour-
sables peuvent être convertis en capital propre uniquement sous réserve des dé-
cisions requises par le droit des sociétés anonymes. Cette modification n’a pas 
l’aval du Canton de Vaud; la conversion de capitaux de tiers en capital propre de-
vra dans tous les cas être conforme aux statuts de l’entreprise et explicitement au 
droit des sociétés anonymes.  
 

Art. 10 al. 3 loi sur le fonds d’infrastructure ferroviaire 

L’art. 10 al. 3 de la loi sur le fonds d’infrastructure ferroviaire prévoit qu’à l'avenir, 
tous les prêts octroyés à l’infrastructure ferroviaire seront transférés dans le FIF 
après le décompte des projets, peu importe qu’ils proviennent du FORTA (trafic 
d'agglomération) ou du budget général de la Confédération (égalité pour les han-
dicapés). Tous les prêts accordés aux entreprises ferroviaires ou appelés à leur 



être accordés pour indemniser, en vertu du droit ferroviaire, leurs dépenses 
d’exploitation ou de maintien de la qualité de l’infrastructure ferroviaire seront re-
pris dans le FIF. Cette mesure concernerait des prêts sans intérêts conditionnel-
lement remboursables et réévalués, pour un montant de presque CHF 200 mil-
lions à la fin 2018. 

Le projet ne parle pas du financement par le FIF de ces futurs transferts de prêts. 
A ce stade, le Canton de Vaud ne peut ainsi pas soutenir le projet mis en consul-
tation. 

 
 
 

e. Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et télé-
communication (RS 780.1) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l’égard de la loi fédérale sur 
la surveillance de la correspondance par poste et télécommunication? 

 

Réponse 
Ces dernières années, on a vu émerger de multiples propositions de réforme de 
la tarification et du financement de la surveillance des télécommunications par les 
autorités de poursuites pénales, critiqués depuis de nombreuses années. Dans 
l’avant-projet  relatif à la nouvelle LSCPT, entrée en vigueur en mars 2018, le 
Conseil fédéral avait prévu de supprimer l’indemnisation des fournisseurs de ser-
vice de télécommunications pour ces surveillances. Il était ensuite revenu sur 
cette idée novatrice, dans son message du 27 février 2013, pour y maintenir le 
statu quo, soit le versement d’un émolument au service SCPT et d’une indemnité 
au fournisseur du service concerné. 

En 2017, les projets d’ordonnance de mise en œuvre de la LSCPT, en particulier 
celle sur les émoluments (OEI-SCPT), ont clairement annoncé la manière dont le 
Conseil fédéral envisageait de reporter sur les cantons les charges des presta-
tions du service SCPT, par un programme prévoyant jusqu’à un doublement des 
émoluments dus au Service SCPT d’ici à 2022. On se référera utilement à la prise 
de position du Conseil d’Etat du Canton de Vaud du 28 juin 2017 sur cet objet, qui 
rappelle l’importance de la surveillance des télécommunications dans la résolution 
des enquêtes pénales, tout comme la nécessité de trouver un nouveau modèle de 
financement.  

Enfin, le Conseil fédéral a soumis à consultation le 7 juin 2019 un projet de révi-
sion partielle de l’ordonnance sur les émoluments (OEI-SCPT). Celui-ci a pour 
conséquence l’augmentation, par un jeu de suppression de certains émoluments 
et de majoration simultanée d’autres émoluments et indemnités, une augmenta-
tion des coûts pour le Canton de Vaud de l’ordre de 15%, soit environ 
CHF 288'000.-, sans aucune nouvelle prestation par la Confédération. 

Le Canton de Vaud considère que la proposition du Conseil fédéral d’instaurer 
des forfaits pour l’ensemble des surveillances des télécommunications intervient 
non seulement de manière inopportune, mais également qu’elle n’est financière-
ment pas supportable pour les cantons et les autorités de poursuites pénales. 

La proposition est premièrement inopportune, car elle intervient au moment où un 
groupe de travail a été mis sur pied par le Conseil fédéral afin d’examiner la pos-
sibilité de transformer fondamentalement le mode de financement de la surveil-
lance des télécommunications. Dans un rapport de novembre 2018, le contrôle 



fédéral des finances a également mis en évidence la nécessité de reconsidérer 
totalement le mode de financement, la couverture des coûts du service SCPT, et 
l’indemnisation des fournisseurs de télécommunication. C’est dans le cadre de 
ces réflexions de fond qu’une simplification de la tarification, sans conséquence 
majeur pour les cantons, devrait être envisagée. 

Les forfaits envisagés de manière théorique par le projet de nouvelle loi engen-
dreront à l’évidence une nouvelle augmentation des coûts, massive, pour les me-
sures de surveillance ordonnées. Le projet de modification de l’OEI-SCPT du 
7 juin 2019 est un exemple de l’incidence financière d’une proposition de simplifi-
cation administrative, telle que proposée par l’administration fédérale : près de 
15% de hausse, sans aucune nouvelle prestation. Mais surtout, le rapport explica-
tif annonce clairement le report de l’augmentation des charges pour les cantons, 
évaluée à un maximum de CHF 10 mios. 

On ne terminera pas ces déterminations sans rappeler qu’il est indispensable que 
les autorités de poursuite pénale puissent encore recourir, à l’avenir, aux mesures 
de surveillance des télécommunications pour élucider des infractions. Les indem-
nités et émoluments s’élèvent aujourd’hui déjà à tout le moins à CHF 3'490.- pour 
un simple branchement direct permettant d’acquérir les seules conversations, 
auxquels s’ajoutent régulièrement entre au moins CHF 900.- et CHF 1'800.- pour 
l’obtention des données rétroactives de la cible. Augmenter une nouvelle fois ces 
coûts, par l’instauration de forfaits calculés en fonction du nombre de mesures or-
données durant une période écoulée, conduira à terme les procureurs à renoncer 
à ces mesures d’enquête. La lutte contre la criminalité se trouvera alors, sans au-
cun doute, durablement affaiblie. 

A toutes fins utiles, on précisera que la révision des articles 7 let. d, 8 let. d et e, 
ainsi que 23 al. 3 LSCPT ne nécessite aucun commentaire particulier. 

 
 

III. Application 

 

 Avez-vous des remarques sur l’application des modifications légales proposées?  

 

Réponse 

 

Nous n’avons pas de remarque particulière. 

 

 

Personne pouvant fournir des renseignements complémentaires sur les réponses au 
présent questionnaire: 

Nom / prénom:   Morand Pierre-André.......... [veuillez compléter] 

Numéro de téléphone:  021/316.25.80......................  [veuillez compléter] 

Adresse électronique:  ...  [veuillez compléter] 

Nous vous saurions gré d’envoyer le formulaire dûment rempli à l’adresse suivante:  
ap-sekretariat@efv.admin.ch. 



 
 Monsieur Ueli Maurer 
 Conseiller fédéral 
 Département fédéral des finances (DFF) 
 Bundesgasse 3 
 3003 Berne 
 ap-sekretariat@efv.admin.ch 
 
 
 
Paudex, le 11 décembre 2019 
JHB/dv 
 
 
Loi fédérale sur des allégements administratifs et des mesures destinées à soulager 
les finances fédérales 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Nous donnons suite à votre courrier du 13 septembre dernier relatif à l ouverture de la 
procédure de consultation relative à l objet mentionné sous rubrique. Nous vous prions de 
trouver ci-joint nos remarques et commentaires, directement inscrits sur le questionnaire à 
propos du projet mis en consultation. 
 
Conclusions 
 
Le projet va dans le sens une certaine simplification administrative, essentiellement 

-même. Dès lors, les entreprises ne sont que 
marginalement intéressées au projet, sinon en ce qui concerne la loi sur la géo-information. 
En revanche, elles demeurent, comme tout contribuable, intéressées à ce que la 

contribuables avec la plus grande 
efficacité possible. Nous accueillons dès lors favorablement le projet, sous réserve de nos 
remarques à propos de la loi sur la géoinformation. 
 

prêtée à nos lignes et vous prions de 
croire, Monsieur le Conseiller . 
 
 
Centre Patronal 
 
 
 
Jean-Hugues Busslinger 
Directeur du département 
de la politique générale 
 
 
 
 
Annexe : mentionnée 



 

 

Avant-projet de loi fédérale sur des allégements administratifs et des 
mesures destinées à soulager les finances fédérales   
Questionnaire sur le projet mis en consultation 

 
Avis de:  Centre Patronal, Case postale 1215, 1001 Lausanne 
 
I. Remarques générales / valables pour l ensemble des mesures 

 

Réponse 
Le Centre Patronal accueille favorablement les mesures destinées à simplifier les 
procédures, alléger la charge administrative des entreprises et, plus largement, 
celles qui permettent au ménage féd
grande efficacité possible. En ce sens, la loi fédérale mise en consultation va 
dans le bon sens. Nous relevons cependant que les mesures proposées ne tou-

ournées vers des 
 

 

 

 

II. Remarques sur une modification de loi en particulier  
 

a. Loi sur la géoinformation (RS 510.62) 
 

 
 

Comment jugez-vous les modifications proposées à l égard de la loi sur la géoin-
formation?  

 

Réponse 
Il apparait que la branche directement concernée, soit celle des géomètres dont 

tions envisagées.  

cadastre  
lève le rapport en bas de page 11  la réduction des moyens alloués aux premiers 
et nouveaux relevés (de quelque 50 % actuellement à 20%) ne paraît pas logique. 

lution de la balance entre les mesures figurant en p. 9 du rapport 
sous lettre a) à d), au total de 74 % actuellement et celles figurant sous lettre e) à 
g), au total 26 % du total nous interpelle. On passerait selon le projet à quelque 
44 % pour le premier groupe et 56 % pour le deuxième groupe, sans que ces mo-
difications soient justifiées dans le rapport.  



Nous émettons dès lors des réserves quant à la manière dont les ressources se-
ront allouées à futur, tout en ne nous opposant pas  que rédigé. 

Enfin, nous sommes favorables à introduire la possibilité de financer, par les 

exceptionnellement élevé. 

 

 

b. Loi sur les subventions (RS 616.1) 
 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l égard de la loi sur les sub-
ventions? 

 

Réponse 
commentaire de notre part, étant cependant entendu que 

oivent 

tionné. Les plans de contrôle doivent, nous y attachons une importance particu-
lière, demeurer ajustés aux risques et ne pas permettre une intrusion systéma-
tique dans les af  

 

 
c. Loi fédérale sur l imposition du tabac (RS 641.31) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l égard de la loi fédérale sur 
l imposition du tabac? 

 

Réponse 
Nous ne formulons pas de remarque particulière. 

 
 

d. Loi fédérale sur les chemins de fer (RS 742.101) 
Loi sur le fonds d infrastructure ferroviaire (RS 742.140) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l égard de la loi fédérale sur 
les chemins de fer et de la loi sur le fonds d infrastructure ferroviaire? 

 

Réponse 
dification ne devrait pas empêcher le FIF de disposer de ressources suffisantes, à 
court et à lo

excédents annuels se chiffrant en centaines de millions seraient dégagés (p.10). 
La présence de tels excédents  



  devrait induire une réflexion sur les moyens 
générés, ces derniers pouvant peut-être être temporairement réduits. 

ins à recher-
cher la solution qui se révèle la plus avantageuse pour les finances fédérales. 

 

 

e. Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et télécom-
munication (RS 780.1) 

 

 Comment jugez-vous les modifications proposées à l égard de la loi fédérale sur 
la surveillance de la correspondance par poste et télécommunication? 

 

Réponse 
 

 
III  Application 

 

 Avez-vous des remarques sur l application des modifications légales proposées?  

 

Réponse 

Notre principale réserve quant à la mise en oeuvre est exposée sous lettre a) ci-
dessus. Nous y renvoyons. 

 

 

Personne pouvant fournir des renseignements complémentaires sur les réponses au pré-
sent questionnaire: 

Nom / prénom:   Jean-Hugues Busslinger  

Numéro de téléphone:  058 796 33 65  

Adresse électronique:  jbusslinger@centrepatronal.ch  

 

Nous vous saurions gré  le formulaire dûment rempli à l adresse suivante:  
ap-sekretariat@efv.admin.ch. 















 





 

 

 

 

 

 

 

 

 

DFF 

M. Ueli Maurer 

Conseiller fédéral 

Palais fédéral 

Berne 

 

ap-sekretariat@efv.admin.ch 

 

 

Berne, le 13 décembre 2019 

 

 

Loi fédérale sur des allégements administratifs et des mesures destinées à soulager les 

finances fédérales. Consultation. 

 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Madame, Monsieur, 

 

volontiers que nous vous le faisons parvenir. 

 

 

 

 

Nous comprenons bien que la Confédération examine régulièrement ses tâches et la manière dont 

elles sont exécutées ainsi que leur organisation administrative. Ceci dit, nous ne voyons pas de 

nécessité de soulager les finances fédérales dans la mesure où celles-ci sont saines avec un très bas 

organisation ne doivent pas avoir comme but premier de faire des économies. Par contre, si des 

économies résultent  

 

 

Associer les partenaires sociaux dès le départ dans les processus 

 

, compte dans ses 

rangs transfair qui est partenaire social de la Confédération et des CFF. N



 

Nous ne soutenons pas fonds  (FIF). En effet, 

ruction ferroviaire,

politique de la mobilité plus durable, toujours plus urgente pour parvenir à limiter le réchauffement 

 

En vous remerciant de réserver un bon accueil à notre réponse, nous vous adressons, Monsieur le 

Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, nos salutations distinguées. 

 

 

 

 

Adrian Wüthrich, président et conseiller national    Denis Torche, responsable du 

          dossier politique financière 
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Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri 
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Département fédéral des finances DFF 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
 
Par e-mail à : ap-sekretariat@efv.admin.ch  
 
 
 
 
 
Berne, le 13 décembre 2019 usam-Kr/ad 
 
 
 
 
 
Réponse à la consultation 
Loi fédérale sur des allégements administratifs et des mesures destinées à soulager les 
finances fédérales 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

sente plus de 230 associations et quelque 500 000 PME, soit 99,8% des entreprises de notre pays. La 

environnement économique et politique favorable au développement des petites et moyennes entre-
prises. 

tion, et nous nous permettons de vous faire part de notre position à ce sujet. 

I. Appréciation générale du projet 

-même. Bien que les PME ne soient pas vraiment 
directement touchées, l  cette ambition de réformes structurelles destinées à soulager les 
finances fédérales. Toutefois, si toutes les mesures 
contrôler les finances fédérales est assez faible. 

II. Remarques particulières et  en termes de politique budgétaire 

message relatif au compte 
formes structurelles. 

Le Conseil fédéral devrait développer une véritable stratégie dans sa politique budgétaire. Du fait des 
incertitude liés au contexte international ou en-

core des coûts nécessaires et inévitables dans les domaines de la santé et des soins, il y a fort à pa-
rier que les recettes budgétées seront moins bonnes. Il faut donc mieux les maîtriser.  
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En plus du respect 
et opérer à très brève échéance une remise en question de la politique des finances publiques et donc 
anticiper une réduction des dépenses. Pour y parvenir, il faut un pilot

-à-vis du parlement) permettant une meilleure gestion des 
finances fédérales et un appareil étatique plus efficient (intra et inter départements et entre la Confé-
dération et les c

tâches afin de proposer des mesures permettant de faire des économies substantielles sur les dé-
penses annuelles récurrentes. Cet examen permettrait de fixer, par la suite, des orientations straté-
giques et des actions concrètes, telles que la suppression des doubles-
taines tâches, la valorisation des prestations étatiques de qualité et la création de synergies dans les 
départements et entre les départements. Le respect du fédéralisme (donc du frein à la centralisation 
des compétences toujours plus rampante de la Confédération) aurait également un impact positif sur 

mettrait de supprimer des postes au sein de la Confédération (suppression de tâches incombant par 
la suite aux cantons). Une chose est sûre : pour avoir des finances saines, il faudra compter avec une 
meilleure maîtrise des dépenses et inévitablement avec des réductions de dépenses. Les réformes 

is, inévita-
blement, le Conseil fédéral devra tôt ou tard développer une stratégie globale et plus durable. 

Nous vous re
sieur le Conseiller fédéral haute considération. 

Union suisse des arts et métiers usam 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Alexa Krattinger 
Directeur Responsable du dossier  



Kanton Zürich
Regierungsrat

4. Dezember 2019 (RRB Nr. 1155/2019)

Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung  
des Bundeshaushalts, Änderung (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundespräsident

Mit Schreiben vom 13. September 2019 haben Sie uns eingeladen, zum Bundesgesetz über 

administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts Stellung zu neh-

men. Wir danken für diese Gelegenheit und äussern uns anhand des Fragebogens der 

Eidgenössischen Finanzverwaltung wie folgt:

1. Allgemeine/Massnahmenübergreifende Rückmeldungen

Wir begrüssen die Vorlage und die Stossrichtung des Bundesrates über administrative 

Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts. Kritisch beurteilen wir diejenigen 

Massnahmen, die zu Mehrbelastungen bei den Kantonen führen bzw. deren Handlungs-

spielraum einengen. 

Aus diesem Grund haben wir Vorbehalte gegenüber den Änderungen zur Berechnung der 

Kostenbeteiligung für die Post- und Fernmeldeüberwachung. Die finanzielle Mehrbelas-

tung der Kantone lehnen wir ab. 

2. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen

Geoinformationsgesetz (SR 510.62)
Wir unterstützen die Änderungen im Geoinformationsgesetz vollumfänglich. Die Gesetzes-

änderung erfolgt sowohl für den Bund als auch für die Kantone kostenneutral und ist mit 

einer administrativen Entlastung verbunden.

Subventionsgesetz (SR 616.1)
Keine Bemerkungen. 

Tabaksteuergesetz (SR 641.31)
Keine Bemerkungen.

Eidgenössisches Finanzdepartement 

3003 Bern
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Eisenbahngesetz (EBG, SR 742.101) und Bahninfrastrukturfondsgesetz  
(BIFG, SR 742.140)
Zu Art. 57 Abs. 1bis zweiter Satz EBG und Art. 3 Abs. 2 zweiter Satz BIFG

Grundsätzlich beurteilen wir die vom Bundesrat beantragte Anpassung der Indexierung 

der Einlagen in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) als zweckmässig. Mit der vorgeschlage-

nen Indexierungsvariante anhand des realen Bruttoinlandprodukts (rBIP) und des Landes-

indexes für Konsumentenpreise (LIK) anstatt der Bahnbauteuerung (BTI) und des rBIP 

kann sichergestellt werden, dass sich die entsprechenden Einlagen des Bundes (Einlage 

aus dem allgemeinen Bundeshaushalt und Maximalbetrag aus den Mineralölsteuern) 

sowie jene der Kantone etwa im Rahmen des Einnahmenwachstums der öffentlichen 

Hand entwickeln. Damit kann die finanzpolitisch unerwünschte Substituierung von unge-

bundenen durch gebundene Ausgaben vermieden werden. Durch diese massvolle Re-

duktion der Indexierung kommt es – sofern der LIK auch künftig unter der Bahnbauteue-

rung liegt – mittel- bis langfristig zu einer Entlastung des Bundeshaushalts und der Kan-

tonshaushalte, wobei die Finanzierung von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der 

Bahninfra struktur aus dem BIF weiterhin gesichert bleibt. Die alternative Anpassungsva-

riante, bei der die Indexierung anhand des BTI und nur mit Anrechnung der halben Wirt-

schaftsentwicklung erfolgt, lehnen wir hingegen ab. Damit würde die Finanzierung des 

künftigen Mehrverkehrs zumindest langfristig nicht mehr abgedeckt.

Zu Art. 51b Abs. 3 EBG und Art. 10 Abs. 4 BIFG
Mit den sprachlichen Anpassungen und Präzisierungen hinsichtlich der Umwandlung in 

Beteiligungen des Bundes sowie dem Erlass von bedingt rückzahlbaren Darlehen sind wir 

einverstanden. Dies gilt sowohl für den angepassten Art. 51b Abs. 3 EBG als auch für den 

neuen Art. 10 Abs. 4 BIFG.

Zu Art. 10 Abs. 3 BIFG
Wir stimmen der Ergänzung zu. Die Absicht des Gesetzgebers war es, alle Darlehen an den 

BIF übertragen zu können, die für Investitionen in die Bahninfrastruktur gewährt wurden. 

Durch die Ergänzung von Art. 10 Abs. 3 BIFG kann eine Lücke geschlossen werden, indem 

künftig auch jene Darlehen überführt werden können, die für den Agglomerationsverkehr 

(aus dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds) und für Behindertengleich-

stellungsprojekte (aus dem allgemeinen Bundeshaushalt) gewährt wurden. 

Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs 
(BÜPF, SR 780.1)
Grundsätzlich begrüssen wir die im Abschnitt 6 des Bundesgesetzes betreffend die Über-

wachung des Post- und Fernmeldeverkehrs vorgesehenen Änderungen mit Ausnahme der 

nachfolgenden vier Einwände: 

Zu Art. 7 und 8 BÜPF 
Gemäss erläuterndem Bericht soll das Verarbeitungssystem keine Da ten enthalten, die mit 

anderen strafrechtlichen Massnahmen erlangt wurden. Art. 7 und 8 BÜPF bilden dem-

entsprechend keine ausreichende Grundlage, um Daten zu importieren, welche mit ande-

ren strafrechtlichen Massnahmen, wie GovWare (Art. 269ter Strafprozessordnung [StPO, 

SR 312.0]), IMSI-Catcher (Art. 269bis StPO) oder Observationen (Art. 282f. StPO) erhoben 

wurden. Diese Unterscheidung ist nicht zeitgemäss. Art. 7 und 8 sind wie folgt zu 

ergänzen:
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Antrag zu Art. 7 Bst. a BÜPF, Ergänzung:

 «die durch die Überwachung des Fernmeldeverkehrs, den Einsatz von GovWare und aus 
Überwachungen mit technischen Überwachungsgeräten gesammelten Daten entgegen-

zunehmen und den berechtigten Behörden zur Verfügung zu stellen»

Antrag zu Art. 8 Bst. a BÜPF, Ergänzung:

«den Inhalt des Fernmeldeverkehrs, sowie die Daten aus dem Einsatz von GovWare und 
aus Überwachungen mit technischen Überwachungsgeräten der überwachten Person».

Begründung: Moderne Kommunikationsmittel gehen weit über analoge Telefonie hinaus 

und ermöglichen die Kommunikation über eine Vielzahl verschiedener Kommunikationska-

näle, die sich auf verschiedene Technologien stützen. Damit löst sich die klare Grenze 

zwischen der klassischen Fernmeldeüberwachung gemäss Art. 269 StPO und der Über-

wachung mit technischen Überwachungsgeräten gemäss Art. 280 StPO auf. 

Das zeigt sich nicht zuletzt am Beispiel der GovWare, für die eine neue, ausdrückliche Ge-

setzesgrundlage geschaffen wurde. Mittel, die zur Kommunikationsüberwachung dienen, 

tragen je länger je mehr diesem Umstand Rechnung und werden in ihren Möglichkeiten 

universaler. Werden nun die Überwachungssysteme strikt getrennt, besteht die Gefahr, dass 

kostenintensive Doppelbeschaffungen getätigt werden müssen. 

Vor allem aber besteht die Gefahr, dass Daten, die den gleichen Vorfall betreffen, auf 

verschiedenen Systemen ausgewertet und dann manuell miteinander verglichen werden 

müssen. Damit leidet die Beweisqualität der Verfahren, sowohl in belastender als auch in 

entlastender Hinsicht. 

Es ist unbedingt anzustreben, einerseits teure Doppelbeschaffungen von Systemen zu 

vermeiden und anderseits die Beweissicherheit in den Verfahren zu steigern.

Zu Art. 38 Abs. 4 Bst. b BÜPF
Gemäss erläuterndem Bericht soll die Kostenregelung in einem Abschnitt zusammenge-

fasst werden. Die Regelung der Kostenlosigkeit des geltenden Art. 23 Abs. 3 BÜPF mit  

der Möglichkeit, Auskünfte nach Art. 21 und 22 BÜPF kostenlos anzubieten, wird daher in 

den neuen Art. 38 BÜPF verschoben. Es ist nicht einzusehen, weshalb der bisherige Ge-

setzestext geändert wird. Mit der geplanten Automatisierung im Auskunftssystem IRC (Infor-

mation Request Component) sollten zukünftig geringere Kosten anfallen, was für einen 

Verzicht auf die Erhebung der heutigen Gebühren spricht. 

Antrag zu Art. 38 Abs. 4 Bst. b BÜPF, andere Formulierung:

«Leistungen des Dienstes im Zusammenhang mit der Erteilung der Auskünfte kostenlos 
und rund um die Uhr zu erfolgen haben.»

Ergänzend zu Art. 38 Abs. 4 Bst. b beantragen wir die Anpassung von Art. 14 der Verord-

nung über die Gebühren und Entschädigungen für die Überwachung des Post- und Fern-

meldeverkehrs (GebV-ÜPF, SR 780.115.1) wie folgt: 

Antrag zu Art. 14 GebV-ÜPF: ersatzlose Aufhebung. 

Eventualantrag, Ergänzung von Art. 14 GebV-ÜPF, Abs. 2: 

«Bei ausschliesslicher Nutzung des Systems für die Auftragsabwicklung werden keine 
Pauschalgebühren für die entsprechenden Benutzerkonten erhoben.»
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Begründung: Gemäss Auslegung des geltenden Gesetzes durch den Dienst ÜPF ist auch 

die ausschliessliche Nutzung der Auftragsmanagement-Komponente WMC (Warrant Ma-

nagement Component) gebührenpflichtig. Dies bedeutet für die schweizerischen Staats-

anwaltschaften, dass sie auch dann eine jährliche Gebühr entrichten, wenn sie auf keiner-

lei Daten zugreifen, sondern einzig die Auftragserteilung elektronisch abwickeln möchten. 

Mit dieser Gebühr werden insbesondere diejenigen Staatsanwaltschaften, die entspre-

chende Aufträge allenfalls ein oder wenige Male pro Jahr verfügen, vom Gebrauch des 

WMC abgehalten. Damit wird verhindert, dass die Abwicklung der Aufträge medienbruch-

frei erfolgt, was insbesondere beim Dienst ÜPF zu einem beträchtlichen Mehraufwand 

führt, der in keinem Verhältnis zu den Erträgen aus diesen Gebühren steht. Es wird des-

halb vorgeschlagen, zumindest für die alleinige Nutzung des WMC keine Benutzergebüh-

ren zu verrechnen.

Die Strafverfolgungsbehörden bezahlen mit den Gebühren für die Dienstleistungen des 

Dienstes ÜPF. Die Lizenzkosten sollten in diesen Gebühren enthalten sein, damit kein 

zusätzlicher administrativer Aufwand beim Dienst ÜPF und den Strafverfolgungsbehörden 

entsteht. Gerade für die Nutzer einzelner Komponenten wie zum Beispiel dem RDC für die 

historischen Daten (Retained Data Component) ist es nicht nachvollziehbar, dass sie für 

das Echtzeitüberwachungssystem ISS (Interception System Switzerland) ebenfalls Lizenz-

gebühren bezahlen.

Die gleichen Gründe gelten für die geforderte Minimalanpassung, falls Art. 14 GebV-ÜPF 

nicht aufgehoben werden soll.

Zu Art. 38a Abs. 4 BÜPF
Die Kosten werden vom Bund bzw. von den Kantonen getragen, wobei der Entscheid 

darüber neu nach dem Nutzen der Auskünfte bzw. der Überwachungen gefällt würde. Der 

in Art. 38a Abs. 4 BÜPF vorgesehene Mechanismus in Kombination mit den ergänzenden 

Erläuterungen erweist sich aber als unklar.

Der erläuternde Bericht schreibt dazu: «Mit der Möglichkeit der Berücksichtigung des 

Nutzens sollen diese Kosten künftig besser auf die Kantone verteilt werden können. Idea-

lerweise einigen sich die Kantone im Rahmen eines Konkordats auf einen entsprechenden 

Verteilschlüssel.»

Es ist unklar, ob der Bundesrat aufgrund dieser Bestimmung die jährlichen Pauschalge-

bühren für die einzelnen Kantone festlegen kann, sollten sich die Kantone hinsichtlich  

des Verteilschlüssels nicht einigen. Grundsätzlich ist eine Pauschale zu begrüssen, da 

damit der administrative Aufwand gesenkt wird. Der Bundesrat soll sicherstellen, dass der 

Verteilschlüssel für die Ermittlung der Kostenanteile so berechnet wird, dass der Kreis der 

Nutzniesser, Kosten- und Entscheidungsträger möglichst übereinstimmen. 

Sollte eine Festlegung nicht durch den Bundesrat erfolgen, so wäre Art. 38a Abs. 4 BÜPF 

wie folgt zu formulieren:

Eventualantrag zu Art. 38a Abs. 4 BÜPF, neue Formulierung:

«Bei der Bemessung in Form von Pauschalen berücksichtigt er die von den Kantonen 
vereinbarte Verteilung des von ihnen gesamthaft zu tragenden Kostenanteils.»
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3. Umsetzung: Haben Sie Bemerkungen zur praktischen  
Umsetzung dieser Gesetzesänderungen?

Wir verweisen auf die Ausführungen unter Ziff. 2.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundespräsident, 

die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates 

 

Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:

Carmen Walker Späh Dr. Kathrin Arioli
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Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 

Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von: 

Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) 
Seilerstrasse 4 
Postfach 
3001 Bern 

TK/F26 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Die SAB unterstützt im Grundsatz die Bestrebungen des Bundesrates, die lang-
fristige Stabilität des Bundeshaushaltes zu gewährleisten sowie bestehende Aus-
gabenbindungen periodisch zu überprüfen. Auch administrative Erleichterungen 
und Effizienzsteigerungen sind zweckmässig, namentlich vor dem Hintergrund der 
mit der Digitalisierung und dem E-Government verbundenen neuen Möglichkei-
ten. Angesichts der Überschüsse in Milliardenhöhe, die der Bund seit Jahren er-
zielt, sowie der weiterhin positiven finanzpolitischen Aussichten, erachtet die SAB 
Entlastungen des Bundeshaushaltes allerdings in keiner Weise als dringlich. Zu-
dem nimmt sie mit Erstaunen zur Kenntnis, dass der Bundesrat in der Vorlage 
Massnahmen vorsieht, die zu einer Reduktion der Einlagen in den Bahninfrastruk-
turfonds (BIF) führen und damit einen Bereich betreffen, in dem die Herausforde-
rungen in den kommenden Jahren besonders gross sein werden. Die SAB lehnt 
daher die vorgesehene Revision des Bahninfrastrukturgesetzes mit Nachdruck 
ab. 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
Die SAB nimmt Kenntnis von den neuen Bemessungsgrundsätzen für die Glo-
balbeiträge im Bereich der amtlichen Vermessung und begrüsst, dass die Geset-
zesrevision dem Bund die Möglichkeit verschafft, innovative Schwerpunkt- und Pi-
lotprojekte zu unterstützen. Sie regt zudem an, im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung des im erläuternden Bericht angesprochenen neuen Datenmodells administ-
rative Erleichterungen für die Bezüger von Geoinformationsdaten zu prüfen. 

 



 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Die SAB erachtet die vorgeschlagenen Änderungen als nachvollziehbar und regt 
in Bezug auf die Umsetzung an, die mit den neuen Prüfkonzepten verbundenen 
Kontrollen so effizient wie möglich zu gestalten, um das erklärte Ziel der administ-
rativen Erleichterungen nicht zu gefährden. 

 

 
c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Die SAB hat keine besonderen Bemerkungen zu den vorgeschlagenen Änderun-
gen. 

 
 

d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 
Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Die SAB lehnt die mit der Revision des Bahninfrastrukturfondsgesetzes ange-
strebte Einführung einer neuen Berechnungsmethode für die Fondseinlagen aus 
dem allgemeinen Bundeshaushalt entschieden ab. Sie erachtet die mit der neuen 
Indexierungsmethode verbundenen jährlichen Mindereinlagen in den BFI in zwei- 
bis dreistelliger Millionenhöhe in finanzpolitischer Sicht als nicht notwendig und ver-
kehrspolitisch als verfehlt. Mobilität und Erreichbarkeit stellen einen entscheiden-
den Standortfaktor dar. Aufgrund des Bevölkerungswachstums und des demogra-
fischen Wandels wird das Mobilitätsbedürfnis in den kommenden Jahrzehnten wei-
ter stark ansteigen. Das UVEK erwartet in einigen Korridoren des Schienenver-
kehrs eine Verdoppelung der Nachfrage bis 2040. Zudem bestehen zwischen den 
Regionen nach wie vor massive Unterschiede in Bezug auf den Ausbau der 
Bahninfrastruktur. Namentlich der Alpenbogen und der Jura zeichnen sich im 
Schienenverkehr im Vergleich zum Mittelland durch eine deutlich unterdurch-
schnittliche Erreichbarkeit aus. Dies hat negative Auswirkungen auf ihr wirtschaftli-
ches Potenzial. 

Eine weiterhin positive Entwicklung der Einlagen in den BIF stellt eine unerlässli-
che Voraussetzung dar, um im Bereich der Bahninfrastruktur die Realisierung von 



Projekten zu ermöglichen, die die bestehenden Ungleichheiten reduzieren und die 
Erreichbarkeit der Berggebiete und ländlichen Räume verbessern. Bezüglich der 
mit der Reform verbundenen Entlastungen der kantonalen Haushalte regt die 
SAB an, eine Übernahme der jährlichen Fondseinlage von 500 Millionen Franken 
der Kantone durch den Bund zu prüfen. 

 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Die SAB hat keine besonderen Bemerkungen zu den vorgeschlagenen Änderun-
gen. 

 

 
 

III. Umsetzung 
Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 
Die SAB regt an, den mit den von den Verwaltungseinheiten neu eingeführten 
Prüfkonzepten verbundenen Zusatzaufwand so gering wie möglich zu halten. 

 

 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Thomas Egger 

Telefon-Nummer:  031 382 10 10 

E-Mail-Adresse:  thomas.egger@sab.ch 

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  







Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 

Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von:  Regierungsrat des Kantons Bern 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Keine Bemerkungen 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
Der Regierungsrat begrüsst ausdrücklich, dass mit der vorliegenden Änderung 
des Geoinformationsgesetzes die bestehende Parlamentsverordnung (FVAV), mit 
welchem das Parlament die Globalbeiträge an subventionsberechtigte Arbeiten 
der Kantone im Bereich der amtlichen Vermessung festlegt, durch eine neue 
Bundesratsverordung abgelöst werden soll. Verordnungsänderungen dürften so 
künftig deutlich einfacher zu bewerkstelligen sein, was für die vom technologi-
schen Wandel geprägte amtliche Vermessung durchaus wichtig und angezeigt ist.  

Nicht einverstanden sind wir indes mit den Ausführungen des Erläuternden Be-
richts betreffend die künftig angestrebte Verteilung der finanziellen Mittel für die 
amtliche Vermessung gemäss Kapitel 2.1.1 (Seite 9). So deckt sich die geplante 
Verschiebung der Mittel nicht mit der erst kürzlich erlassenen Strategie der amtli-
chen Vermessung für die Jahre 2020-2023. Gemäss der Strategie hat die Errei-
chung des AV93-Qualitätsstandards für die ganze Schweiz Priorität. Dies unter 
anderem deshalb, weil der Kern der amtlichen Vermessung darin liegt, den geo-
metrischen Verlauf von Grundstücken (Liegenschaften, selbständigen und dau-
ernden Rechte, Miteigentumsanteile an Grundstücken, etc.) genau und zuverläs-
sig nach dem AV93-Qualitätsstandard zu dokumentieren, damit das Grundeigen-
tum verlässlich gesichert werden kann. Hier bestehen zum Teil noch erhebliche 
Lücken. 

Der Kanton Bern ist heute lediglich zu 51% gemäss dem vom Bund geforderten 
Standard (AV93) vermessen und liegt damit laut Statistik des Bundes schweizweit 
an sechstletzter Stelle (Cadastre Nr. 29, April 2019). 34% des Kantonsgebiets 
sind nur provisorisch numerisiert, was zwar eine digitale Referenz sicherstellt, je-



doch nicht die vom Bund geforderten Genauigkeitsanforderungen erfüllt. Alleine 
der Kanton Bern hat bezüglich Erneuerungen einen Bedarf an Bundesmitteln von 
rund CHF 17 Mio. über die nächsten vier Jahre. Der Regierungsrat versteht daher 
nicht, weshalb die Mittel für Erst- und Neuerhebungen massiv reduziert werden 
sollen, während die periodische Nachführungen, die als Daueraufgabe zu verste-
hen sind, nahezu verdoppelt werden sollen. Zudem haben sich infolge der techno-
logischen Entwicklung im Bereich der periodischen Nachführung die Kosten mehr 
als halbiert.  

Überdies ist uns ohnehin nicht klar, inwiefern mit der vorliegenden Änderung des 
Geoinformationsgesetzes gleichzeitig die Mittelverteilung beschlossen wird. Wir 
gehen davon aus, es handle sich bei den Erläuterungen um eine nicht verbindli-
che Vorschau auf die noch zu erlassende Bundesratsverordnung.   

Dennoch beantragen wir, die Tabelle auf Seite 9 des Erläuternden Berichts unter 
Berücksichtigung der vorstehenden Argumente zu überarbeiten. 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Der Regierungsrat stimmt der vorgeschlagenen Änderung zu. 

 
c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Der Regierungsrat stimmt der vorgeschlagenen Änderung zu. 

 
d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 

Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Heute werden die Einlagen in den BIF aus dem allgemeinen Bundeshaushalt, der 
Maximalbetrag aus den Mineralölsteuern sowie die Kantonsbeiträge an die Ent-
wicklung des realen Brutto-Inlandproduktes (rBlP) angepasst und folgen dem 
Bahnbau-Teuerungsindex (BTI).  

Mit gezielten Massnahmen soll nun der Bundeshaushalt entlastet werden. Eine 
Massnahme stellt die Anpassung der Indexierung der BIF-Einlagen dar. Neu soll 



die Indexierung nicht mehr nach dem BTI plus rBIP, sondern nach dem Landesin-
dex der Konsumentenpreise (LIK) plus rBIP erfolgen. In den vergangenen Jahren 
ist der BTI stärker angestiegen als der LIK. Unter der Annahme, dass sich der LIK 
und der BTI in den kommenden Jahren gleich wie in der Vergangenheit entwi-
ckeln, kann mit einer Entlastung von Bund und Kantonen gerechnet werden. Ob 
sich die Indizes aber in Zukunft gleich wie in der Vergangenheit entwickeln wer-
den, kann aus heutiger Sicht nicht beurteilt werden.  

Obwohl aus finanzpolitischer Sicht einer Anpassung der Indexierung an den LIK 
zugestimmt werden kann, hält der Regierungsrat die Wahl des Index für willkür-
lich, da im Vergleich zum BTI kein Zusammenhang zu den effektiven Kosten im 
Bahnbereich besteht. Bei der gewählten Variante handelt es sich einzig und allein 
um eine finanzpolitische Anpassung ohne Bezug zu den effektiven Kosten in der 
entsprechenden Branche. Der Regierungsrat präferiert daher grundsätzlich die 
vom UVEK ebenfalls geprüfte Variante «BTI und ½ rBIP». Diese führt auch zu 
Einsparungen, trägt aber der effektiven Kostenentwicklung im Bahnbereich bes-
ser Rechnung. Sollten andere Kantone die Variante «BTI und ½ rBIP» ebenfalls 
bevorzugen, beantragen wir dieser Variante den Vorzug zu geben.  

Unabhängig der konkreten Variantenwahl hält es der Regierungsrat jedoch für 
unverzichtbar, dass die Indexierung der Kantonsbeiträge nach denselben Para-
metern erfolgt wie die Einlage aus dem Bundeshaushalt. 

Kurz,- mittel- und auch langfristig muss der BIF über genügend Mittel verfügen, so 
dass die Finanzierung von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der Bahninfra-
struktur sichergestellt ist. 

 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Der Kanton Bern lehnt die Erhöhung des Kostendeckungsbeitrages durch Erhö-
hung der Gebühren ab. Vielmehr müssen die Dienstleistungen der Mitwirkungs-
pflichtigen (MWP) für die Strafverfolgungsbehörden kostenfrei sein (Grundsatz 
der Kostenfreiheit der Beweiserhebung). Die Änderung des BÜPF im Rahmen 
des BG über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaus-
halts muss genutzt werden, um diesen allgemeinen Grundsatz im Gesetz zu ver-
ankern und die MWP, hier konkret diejenige der Fernmeldedienstanbieter, zur 
entschädigungslosen Mitwirkung in Strafverfahren zu verpflichten. Es geht nicht 
an, dass im Bereich der Fernmeldeüberwachung die einzige und für die Kantone 
finanziell einschneidende Ausnahme aus strafprozessualfremden Gründen auf-
rechterhalten wird, zumal in anderen Mitwirkungspflichtfeldern, beispielsweise bei 
der Edition von umfangreichen Bankunterlagen in elektronischer oder in Papier-
form, der Grundsatz der Kostenfreiheit der Beweiserhebung klaglos funktioniert. 
Die Kosten könnten zudem durch die Bewilligungspflicht von neuen Fernmelde-
techniken gesenkt werden, in deren Rahmen die Überwachung ohne kostspielige 
technische Insellösungen zu Lasten des Staates möglich sein muss (z.B. durch 
Berücksichtigung von Standardlösungen), ohne dass wie heute Überwachungslü-



cken in Kauf genommen werden müssen. 

Die Einführung von Rechnungspauschalen wird unterstützt unter der Bedingung, 
dass der Dienst ÜPF das Rechnungsdetail, mit welchem sich die einzelnen Kos-
tenpositionen den einzelnen Verfahren zuordnen lassen, unaufgefordert und kos-
tenlos beilegt. Die StPO verlangt die Zuweisung der Kosten je Verfahren, was nur 
gestützt auf ein entsprechendes Rechnungsdetail möglich ist. Aktuell bedingt die 
Einsicht ins Rechnungsdetail a) eine separate Abfrage durch den Rechnungs-
empfänger in der Applikation des Bundes und b) die Zuteilung einer dafür vorge-
sehenen, kostenpflichtigen Rolle. Die Abfrage des Rechnungsdetails darf weder 
Zusatzkosten noch Zusatzaufwand verursachen. 

 

 
III. Umsetzung 

Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 
Keine Bemerkungen. 

 

 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Lukas Röthenmund, stv. Generalsekretär, Finanzdirektion des Kantons 
Bern 

Telefon-Nummer:  031 633 43 14 

E-Mail-Adresse:  lukas.roethemund@be.ch 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  
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Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 
Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von:  SVP Schweiz 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Die SVP begrüsst zwar, dass der Bundesrat die Notwendigkeit erkannt hat im 
Bundeshaushalt Entlastung vorzunehmen, ist jedoch über die vorgeschlagenen 
Massnahmen und Neuregelungen konsterniert. Statt tatsächliche Einsparungen 
und Effizienzsteigerungen vorzunehmen, um den aufgeblähten und stetig wach-
senden Bundeshaushalt zu verschlanken, bestehen die vorgeschlagenen Anpas-
sungen im Wesentlichen darin, Kosten und administrativen Aufwand auf die Kan-
tone und die Privatwirtschaft zu überwälzen, ohne dass es dadurch aber zu we-
sentlichen Einsparungen im Bundeshaushalt kommt. 

Das vom Bundesrat eingangs formulierte Ziel der Lockerung der Aufgabenbindun-
gen der Bundesausgaben und entsprechende Handlungsoptionen aufzuzeigen 
wurde klar verfehlt. Der Anteil der stark gebundenen Ausgaben an den Gesamt-
ausgaben des Bundes betrug bereits im Jahr 2015 gut 50 Prozent. Er wird weiter 
zunehmen und dürfte gemäss der EFV bereits im Jahr 2020 bei rund 64 Prozent 
zu liegen kommen. Dass es sich bei fast zwei Dritteln der Bundesausgaben um 
stark gebundene Ausgaben handelt, schränkt den Handlungsspielraum der eidge-
nössischen Räte in bei der Ausübung ihrer Budgethoheit massiv ein. Der Bundes-
rat hat es bisher  trotz unmissverständlichem Auftrag des Parlaments (z. B. 
durch die Motion 17.3259)  versäumt hier endlich griffige Lösungsvorschläge 
auszuarbeiten und dem Parlament zu unterbreiten. Mit den vorliegenden Mass-
nahmen und der Botschaft fasst der Bundesrat lediglich minimale Einsparungen 
ins Auge, welche darüber hinaus vor allem darin bestehen, Kosten auf die Kan-
tone und die Privatwirtschaft abzuwälzen. 

Aus Sicht der SVP ist es dringend angezeigt, dass der Bundesrat und insbeson-
dere das EFD endlich wirkungsvolle und umfassende Massnahmen ausarbeitet 
und aufzeigt, wie die stark gebunden Ausgaben reduziert werden können und so-
mit die Budgethoheit des Parlaments gestärkt werden kann. 

 



II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
Die beantragte Änderung des Geoinformationsgesetzes, wonach künftig der Bun-
desrat die Details der finanziellen Beteiligung des Bundes festlegt und auf eine 
Parlamentsverordnung verzichtet wird ist insoweit nichts entgegen zu setzen, als 
dass das Parlament seine Kompetenzen, welche sich aus dessen Budgethoheit 
ergeben, nicht eingeschränkt werden, sondern lediglich die Detailausgestaltung 
der finanziellen Beteiligung durch den Bundesrat zu erledigen ist. 

 

 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Die Änderung des Subventionsgesetzes und der damit einhergehenden Stärkung 
der Kontrollmechanismen, respektive deren Formalisierung durch Schriftlichkeit 
mit entsprechenden Prüfkonzepten der Ziel- und Zweckerfüllung, sind zu begrüs-
sen. Insbesondere auch die Erweiterung der Auskunftspflicht (Miteinbezug Dritter, 
welche zur Auftragserfüllung von den Subventionsempfängern beigezogen wer-
den) der Subventionsempfänger gegenüber der Eidgenössischen Finanzverwal-
tung ist eine längst überfällige Anpassung. Damit die Eidgenössische Finanzver-
waltung ihren Aufsichts- und Kontrollpflichten in genügender Weise nachkommen 
kann, um somit auch dem Parlament und im speziellen gegenüber den Finanz-
kommissionen Rechenschaft über die einzelnen Subventionen ablegen zu kön-
nen, ist eine möglichst hohe Transparenz und Überprüfung der Zielerreichung der 
einzelnen Subventionsempfänger anzustreben. 

 

 

  



 
c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Der angestrebten Angleichung der Tabaksteuer in Bezug auf die Steuerveranla-
gung nach Ermessen an die anderen Verbrauchssteuern, wie etwa die Biersteuer, 
oder an die Schwerverkehrsabgabe, deren Erlasse eine Ermessenseinschätzung 
der Steuer bzw. der Abgabe bereits kennen, ist nichts entgegenzusetzen. 

 

 
 

d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 
Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Ein Wechsel der Bemessungsgrundlage für die Einlage in den Bahninfrastruk-
turfonds (BIF) aus dem allgemeinen Bundeshaushalt und dem Maximalbetrag der 
Mineralölsteuern ist aus Sicht der SVP durchaus sinnvoll. Aufgrund der Entwick-
lung des Bahnbau-Teuerungsindex (BTI) wuchsen diese stark gebunden Ausga-
ben in den vergangenen Jahren etwas stärker als der übrige Bundeshaushalt, 
was zu einer Verdrängung von schwächer gebunden Ausgaben führte. Von den 
vorgeschlagenen Änderungen erscheint aus finanzpolitischer Sicht jene Berech-
nungsmethode auf der Basis des Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) und 
des realen BIP am sinnvollsten, um die unerwünschte Verdrängung der schwach 
gebundenen Ausgaben zu eliminieren. 

 

 

  



 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Die Vereinfachung der Gebühren- und Entschädigungsstruktur im Rahmen der 
Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs zwischen den anordnenden Be-
hörden, dem Dienst ÜPF und den Mitwirkungspflichtigen, wie dies im neuen Art. 
38a (BÜPF) vorgesehen ist, wird von der SVP unterstützt. Allerdings lehnt die 
SVP die vorgesehene Änderung von Art. 38 Abs. 4 (BÜPF), wonach der Bundes-
rat vorsehen kann, dass den Mitwirkungspflichtigen für Auskünfte keine Entschä-
digung ausgerichtet wird, entschieden ab. Es darf nicht sein, dass private Unter-
nehmen vom Bund zu Leistungen verpflichtet werden, ohne entsprechend dafür 
entschädigt zu werden. Denn schliesslich verlangen auch staatliche Stellen in al-
ler Regel für jegliche Leistungen und Auskünfte gegenüber externen Akteuren 
entsprechende Entschädigungen und Gebühren. Folglich handelt es sich hier um 
einen Versuch, Kosten des Bundes auf die Privatwirtschaft abzuwälzen.  

Darüber hinaus unterstützt die SVP jedoch die Schaffung der gesetzlichen Grund-
lage für die Datenanalyse im Verarbeitungssystem. Dies sollte dazu führen, dass 
die Strafverfolgungsbehörden Analysen vermehrt intern durchführen können und 
die bereits vorhandenen Ressourcen und Funktionen des heutigen Systems bes-
ser nutzen zu können. Dies dient aus Sicht der SVP nicht nur der Sicherheit, son-
dern auch der Kosteneinsparung. 

 

 

  



 
III. Umsetzung 

Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 

Als problematisch erachtet die SVP die vorgesehene Änderung von Art. 38 
Abs. 4 (BÜPF), wonach der Bundesrat vorsehen kann, dass den Mitwir-
kungspflichtigen für Auskünfte keine Entschädigung mehrausgerichtet wird. 
Es darf nicht sein, dass private Unternehmen vom Bund zu Leistungen ver-
pflichtet werden, ohne entsprechend dafür entschädigt zu werden.  

 

 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Benjamin Schmid, wiss. Mitarbeiter  

Telefon-Nummer:  031 300 58 58 

E-Mail-Adresse:  schmid@svp.ch 

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  











 

 
 
 

Geschäftsstelle usic 
Effingerstrasse 1 Postfach 3001 Bern T 031 970 08 88 usic@usic.ch usic.ch 

Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) 
CH-3003 Bern 
 
Per E-Mail an: ap-sekretariat@efv.admin.ch 
 

Bern, 12. Dezember 2019 

laurens.abu-talib@usic.ch | T 031 970 08 88 

Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundes-
haushalts. Geoinformationsgesetz vom 5. Oktober 2007. Stellungnahme der usic 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. 
Gerne setzen wir Sie im Folgenden von unserer Position zur Änderung des Geoinformations-
gesetzes in Kenntnis. 

Die usic stimmt der Vorlage grundsätzlich zu. 

Die amtliche Vermessung leistet einen wesentlichen Beitrag zur Rechtssicherheit am Grund-
eigentum und zu einem freien, geordneten und sicheren Handel mit Grundstücken in einer 
modernen Marktwirtschaft. Die Digitalisierung und der Wandel unserer Gesellschaft hin zu 
einer Wissens- und Informationsgesellschaft setzen eine hohe Anpassungsfähigkeit an sich 
ändernde Bedürfnisse voraus. Einheitliche Qualitätsstandards wie die AV93 leisten hierzu ei-
nen wesentlichen Beitrag. 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgesetzes? 

Die usic begrüsst insgesamt die Verschlankung der aktuellen Regeldichte bei der Bemessung 
von Globalbeiträgen für die amtliche Vermessung. Sie ermöglicht es dem Bundesrat, rascher 
auf spezifische Bedürfnisse, im Hinblick auf eine grössere Flächendeckung oder die Beteili-
gung an Schwergewichtsprojekten, zu reagieren. Die vorgeschlagene Änderung trägt den in 

- 1 formulierten Vision bei. 

Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderungen? 

Kritisch beurteilt die usic dagegen die im erläuternden Bericht der Vernehmlassung vorge-
schlagene angestrebte Verteilung der Mittel für die amtliche Vermessung. Insbesondere die 
Senkung des geschätzten Anteils für Erst- bzw. Neuerhebungen und Erneuerungen von total 

                                                
1 https://www.cadastre.ch/content/cadastre-internet/de/manual-av/publication/publication.download/cadastre-inter-
net/de/documents/av-weisungen/Strategie-2020-2023-de.pdf. 



68 auf 44 Prozent widerspricht unser Meinung nach der in der Strategie formulierten ersten 
Stossrichtung, wonach eine schweizweit flächendeckende, homogene und aktuelle Erreichung 
des AV93-Standards erreicht werden soll.2 Die Finanzierung der Erst- und Neuerhebungen 
und insbesondere die Ablösung der «provisorisch numerisierten» Grundbuchpläne ist von ho-
her Bedeutung für eine lückenlose Verfügbarkeit von aktuellen (und digital verfügbaren) Daten. 

Alleine im Kanton Bern waren per Jahresende 2017 erst 48 Prozent der Fläche im Qualitäts-
standard AV93 definitiv anerkannt. Um innert vier Jahren eine vollständige Flächendeckung 
zu erreichen, werden rund 47 Mio. Franken, davon 17 Mio. aus Bundesmitteln, benötigt.3 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die wohlwollende Berücksichti-
gung unserer Position. 

Freundliche Grüsse 
 
u s i c 
Der Präsident Der Geschäftsführer 

Bernhard Berger Dr. Mario Marti 
Dipl. Bauing. ETH Rechtsanwalt 
 
 
 
Die usic 
 
Die Schweizerische Vereinigung Beratender Ingenieurunternehmungen usic vereint rund 
1 000 Mitgliedsunternehmungen mit gut 14 000 Mitarbeitenden. Die Mitglieder generieren ei-
nen jährlichen Bruttohonorarumsatz von über 2,4 Mia. Franken. Dies entspricht einem Anteil 
von etwa 50 Prozent am gesamten ingenieurrelevanten Ausgabenanteil im Baubereich. Die 
Mitgliedsunternehmungen der usic sind in allen baurelevanten Bereichen tätig, von der Raum-
planung über die Geologie, die Vermessung, die Umweltingenieurwissenschaften, das Bauin-
genieurwesen sowie die Gebäudetechnik und die Elektroplanung. Damit ist die usic der 
grösste Schweizer patronale Planerverband und die anerkannte nationale Stimme der bera-
tenden Ingenieur- und Planerunternehmen in der Schweiz. 

 

  

                                                
2 Ebd., S. 3. 
3 https://www.fin.be.ch/fin/de/index/finanzen/finanzen/finanzplanung/voranschlag.assetref/dam/documents/FIN/GS/de/va-afp-
2019-de.pdf (S. 286 ff.). 
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Eidgenössisches Finanzdepartement 
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3003 Bern 
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11. Dezember 2019 
Ihr Kontakt: Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: schweiz@grunliberale.ch 
 
 
Stellungnahme der Grünliberalen zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und 
die Entlastung des Bundeshaushalts 
  
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den erläuternden Bericht zum Bundesgesetz über administrative Erleich-
terungen und die Entlastung des Bundeshaushalts. 
 
Unsere Stellungnahme können Sie den ausgefüllten Fragebogen auf den folgenden Seiten entnehmen. 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen und Vorschläge. 
 
Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Fraktionsmitglied, Nationalrat 
Jürg Grossen, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 

                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
 

 



Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 
Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von:  Grünliberale Partei Schweiz (glp) 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
Die Grünliberalen erwarten, dass die Aufgaben des Bundes regelmässig überprüft 
werden. Sie sind systematisch zu hinterfragen, und die Effizienz der Leistungser-
füllung ist laufend zu verbessern. 

Ebenso ist es wichtig, dass die Ausgabenbindungen im Bundeshaushalt gelockert 
oder mindestens nicht vergrössert werden, damit der politische Handlungsspiel-
raum gewahrt bleibt. Sonst ist es je länger je weniger möglich, die Ausgaben ge-
mäss den politischen Vorgaben zu priorisieren. 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 
 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
Die Grünliberalen sind einverstanden, dass die Finanzierung der amtlichen 
Vermessung neu geregelt und die entsprechende Parlamentsverordnung aufge-
hoben werden. Die Steuerung über Globalbeiträge, die den Kantonen auf der 
Grundlage von Programmvereinbarungen gewährt werden, ist zu stärken.  

 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 
 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
Die Grünliberalen begrüssen, dass zwei Lücken im Subventionsgesetz geschlos-
sen werden, welche die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) identifiziert hat: 

1. Die Auskunftspflichten der Subventionsempfänger sollen ausdrücklich 
auch für Dritte gelten, die vom Empfänger für die Aufgabenerfüllung beige-
zogen werden. 
 



2. Die Subventionsämter sollen verpflichtet werden, in schriftlichen, risikoori-
entierten Prüfkonzepten festzuhalten, wie sie überprüfen, dass die Sub-
ventionen dem Zweck entsprechend verwendet werden (Kontrollinstru-
mente, verwendete Methodik, Zuständigkeiten etc.). 

 

 
c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Die Grünliberalen sind einverstanden, dass die Eidgenössische Zollverwaltung die 
Tabaksteuer nach pflichtgemässem Ermessen veranlagt, wenn die Steuererklä-
rung nicht fristgerecht eingereicht wird. Dadurch werden Steuerausfälle verhin-
dert. 

 
 

d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 
Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
Die Einlagen in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) aus dem allgemeinen Bundes-
haushalt und den Mineralölsteuern werden nach geltendem Recht an die Entwick-
lung des realen Brutto-Inlandproduktes (rBIP) angepasst und folgen dem Bahn-
bau-Teuerungsindex (BTI; siehe zum Ganzen Art. 3 Abs. 2 BIFG). Da der BTI in 
der Vergangenheit stärker gestiegen ist als der Landesindex der Konsumenten-
preise (LIK), sind die Einlagen in den BIF schneller gewachsen als die Einnahmen 
des Bundes. Falls sich diese Entwicklung fortsetzen sollte, werden andere Ausga-
ben zunehmend aus dem Bundeshalt verdrängt. Das ist aus finanzpolitischen 
Gründen abzulehnen. 

Die Grünliberalen begrüssen daher, dass die Indexierung der Einlagen so ange-
passt werden soll, dass der Spielraum für die freie Verwendung von Bundesmit-
teln vergrössert wird, ohne dadurch den Betrieb, Unterhalt oder Ausbau der 
Bahninfrastruktur zu gefährden. Der Bundesrat erachtet dabei aus verkehrs- und 
finanzpolitischer Sicht zwei Umsetzungsvarianten für „vertretbar“: 

1. BTI und ½ rBIP 
2. LIK und rBIP 

Bei der ersten Variante wäre die Entlastung von Bund und Kantonen deutlich 
grösser (Schätzung bis 2030: 290 Mio. Franken bei Variante 1, 153 Mio. Franken 
bei Variante 2; vgl. erläuternder Bericht, Ziff. 2.1.4). Nach Meinung des Bundesra-
tes gefährdet keine der beiden Varianten den Betrieb, Unterhalt und Ausbau der 
Bahninfrastruktur. Trotzdem spricht er sich im erläuternden Bericht – ohne klare 
Begründung – für die weniger weitgehende Variante 2 aus (Ziff. 2.1.4). 

 



Die Grünliberalen beantragen demgegenüber, die Variante 1 (BTI und ½ rBIP) 
umzusetzen. Dadurch wird der Spielraum für den Bundeshaushalt noch stärker 
vergrössert, ohne dass dies negative Auswirkungen auf die Bahninfrastruktur ha-
ben sollte. Sollte der BIF entgegen den Prognosen in den kommenden Jahren ei-
nen Liquiditätsbedarf aufweisen, werden die Grünliberalen den Bundesrat auf sei-
ner Zusicherung behaften, die Fondseinlage aus der LSVA bei Bedarf auf das 
verfassungsmässige Maximum zu erhöhen, sofern die Lage des Bundeshaushalts 
dies zulassen sollte (vgl. erläuternder Bericht, Ziff. 2.1.4). 

Die Grünliberalen vermissen im erläuternden Bericht Ausführungen zur Frage, ob 
bei den Einlagen in den Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-
fonds (NAF) eine ähnliche Problemlage besteht. Sollte dies der Fall sein, erwar-
ten sie vom Bundesrat im Rahmen der Botschaft einen Vorschlag für eine ent-
sprechende Gesetzesänderung. NAF und BIF sind bezüglich der Indexierung 
gleich zu behandeln, sofern keine sachlichen Gründe für eine Ungleichbehand-
lung bestehen. 

 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Der Dienst für die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (Dienst ÜPF) 
betreibt aktuell ein Informatiksystem zur Bearbeitung der Daten, die im Rahmen 
der Überwachung des Fernmeldeverkehrs anfallen („Verarbeitungssystem“). Da-
bei geht es vor allem darum, Daten entgegenzunehmen und den berechtigten 
(Strafverfolgungs-)Behörden zur Verfügung zu stellen. Diese können im Verarbei-
tungssystem Daten mutieren, lesen und löschen. 

Der Bundesrat schlägt vor, eine Rechtsgrundlage zu schaffen, damit Daten, die 
im Verarbeitungssystem gespeichert sind, „analysiert“ werden können (Art. 7 und 
8 VE-BÜPF). Gemäss dem erläuternden Bericht können „weitreichende Schlüsse 
über Personennetzwerke sowie Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten“ 
daraus gezogen werden (erläuternder Bericht, Ziff. 2.1.5). 

Da es bei der Überwachung des Fernmeldeverkehrs um einen rechtsstaatlich und 
datenschutzrechtlich heiklen Bereich geht, müssen alle entsprechenden Geset-
zesänderungen genau geprüft und die Auswirkungen sauber abgeklärt werden. 
Die Grünliberalen lehnen es ab, diese Fragen im Rahmen der vorliegenden 
Vorlage zu behandeln, die mit der Entlastung des Bundeshaushalts und admi-
nistrativen Erleichterungen einen anderen Gegenstand hat. Die Integration von 
Analysefunktion im Verarbeitungssystem ist dem Parlament in einer separaten 
Vorlage vorzulegen. Dabei sind die konkreten Auswirkungen detailliert aufzuzei-
gen. 

Was die Entschädigung der Mitwirkungspflichtigen im Sinne des Gesetzes betrifft 
(z.B. Anbieterinnen von Fernmeldediensten), schlägt der Bundesrat vor, die Mög-
lichkeit von Pauschalen vorzusehen (Art. 38a Abs. 2 VE-BÜPF). Die Grünlibera-
len sind offen für diesen Systemwechsel, beantragen jedoch, dass zusätzlich ge-



prüft wird, ob ein System mit Akontozahlungen mit Schlussrechnung im Ender-
gebnis administrativ nicht einfacher wäre, dies primär für grosse Mitwirkungs-
pflichtige. 

Weiter soll der Bundesrat gemäss Vorentwurf vorsehen können, dass den Mitwir-
kungspflichtigen für die Erteilung der Auskünfte keine Entschädigung ausgerichtet 
wird (Art. 38 Abs. 4 Bst. a VE-BÜPF). Diese einseitige Belastung der Mitwirkungs-
pflichten geht den Grünliberalen zu weit. Die Kostenlosigkeit soll wie heute nur 
für automatisierte Auskünfte (Abrufverfahren) möglich sein. 

 
 

III. Umsetzung 
Umsetzung 

 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 

 

Keine Bemerkungen. 

 

 

 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 

Telefon-Nummer:  079 560 56 63 

E-Mail-Adresse:  ahmet.kut@parl.ch  

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  
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12. November 2019 
 
 
Vernehmlassung Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des 
Bundeshaushalts 
 
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
 
Vielen Dank für die Einladung, am Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über administrative 
Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts teilzunehmen. 

economiesuisse befürwortet die Überprüfung der Bundesaufgaben und das damit verbundene Ziel, den 
Bundeshaushalt durch Effizienzsteigerungen und Lockerung von Ausgabenbindungen zu entlasten.  

Der Anteil der gebundenen Ausgaben am Gesamthaushalt ist in den letzten Jahren stark gestiegen 
und wird bis 2020 rund 64 Prozent betragen. Besonders problematisch sind gebundene Ausgaben, die 
schneller wachsen, als die Bundeseinnahmen und aus dem allgemeinen Bundeshaushalt finanziert 
werden. Gebundene Ausgaben reduzieren den finanzpolitische Handlungsspielraum von Bundesrat 
und Parlament, in der kurzen bis mittleren Frist flexibel zu reagieren.  

Strukturelle Massnahmen sind deshalb zu begrüssen; dürfen aber nicht zu neuen Belastungen 
anderorts oder unverhältnismässig hohen Kosten für die Umsetzung führen. Die detaillierten 
Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen finden Sie im Fragenkatalog anbei. 
 
Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
 
Freundliche Grüsse 
economiesuisse 
 

 

 

Dr. Frank Marty 
Mitglied der Geschäftsleitung 

Lea Flügel 
Projektleiterin Finanzen & Steuern 

 



Vorentwurf zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen 
und die Entlastung des Bundeshaushalts 
Fragebogen zur Vernehmlassung 

 
Stellungnahme von: economiesuisse (bitte Kanton/Organisation angeben) 
 

I. Allgemeine / Massnahmenübergreifende Rückmeldungen 

 

Antwort 
economiesuisse befürwortet die Überprüfung der Bundesaufgaben und das damit 
verbundene Ziel, den Bundeshaushalt durch Effizienzsteigerungen und Lockerung 
von Ausgabenbindungen zu entlasten.  

Der Anteil der gebundenen Ausgaben am Gesamthaushalt ist in den letzten Jah-
ren stark gestiegen und wird bis 2020 rund 64 Prozent betragen. Besonders prob-
lematisch sind gebundene Ausgaben, die schneller wachsen als die Bundesein-
nahmen und aus allgemeinen Bundesmitteln finanziert werden. Gebundene Aus-
gaben reduzieren den finanzpolitische Handlungsspielraum von Bundesrat und 
Parlament, in der kurzen bis mittleren Frist flexibel zu reagieren.  

Strukturelle Massnahmen sind deshalb zu begrüssen; dürfen aber nicht zu neuen 
Belastungen anderorts oder unverhältnismässig hohen Kosten für die Umsetzung 
führen. 

II. Rückmeldungen zu den einzelnen Gesetzesänderungen 
 

a. Geoinformationsgesetz (SR 510.62) 

 
 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Geoinformationsgeset-
zes? 

 

Antwort 
economiesuisse unterstützt die Massnahme, sofern dabei die dezentrale Aufga-
benverteilung berücksichtigt (keine Zentralisierung) und die fiskalische Äquivalenz 
eingehalten wird. 

 

b. Subventionsgesetz (SR 616.1) 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Subventionsgesetzes? 

 

Antwort 
economiesuisse befürwortet die Änderung des Subventionsgesetzes.  

Um tatsächlich einen Beitrag zur sparsameren Mittelverwendung zu leisten, müs-
sen sich die Gesetzesänderungen auch in der praktischen Umsetzung nieder-
schlagen und zu einer stärkeren Mittelkontrolle durch bessere Aufsicht führen.  

 



 
c. Tabaksteuergesetz (SR 641.31) 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Tabaksteuergesetzes? 

 

Antwort 
Keine Einwände. 

 
d. Eisenbahngesetz (SR 742.101) 

Bahninfrastrukturfondsgesetz (SR 742.140) 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Eisenbahngesetzes und 
des Bahninfrastrukturfondsgesetzes? 

 

Antwort 
economiesuisse unterstützt die Anbindung der Einlage in den BIF an den Landes-
index der Konsumentenpreise sowie an das reale BIP. Wie bereits der Kantons-
beitrag wäre auch der Bundesbeitrag nicht mehr an eine exogene Grösse gekop-
pelt (BIT), sondern würde sich entlang der Bundeseinnahmen und somit im 
Gleichschritt mit dem gesamten Bundeshaushalt entwickeln. Mit dieser Gesetzes-
änderung wird verhindert, dass die BIF-Einlage nicht immer mehr freie Mittel aus 
dem Bundeshaushalt bindet und damit den finanzpolitischen Spielraum verringert. 
Fragwürdig ist angesichts des allgemein knappen finanzpolitischen Spielraums 
die Tatsache, dass der BIF auch mit dieser Gesetzesänderung jährliche Über-
schüsse im dreistelligen Millionenbereich erzielen würde. Eine Kürzung der Ein-
lage (Bundesanteil) sollte deshalb geprüft werden. 

 

e. Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs (SR 780.1) 

 Wie beurteilen Sie die vorgeschlagenen Änderungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs? 

 

Antwort 
Kein Kommentar 

 
III. Umsetzung 

Umsetzung 

 Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung dieser Gesetzesänderun-
gen? 

 

Antwort 

Die administrativen Kosten der Umsetzung der Gesetzesänderungen dürfen die 
tatsächliche Entlastung des Bundeshaushalts nicht übersteigen. 

 



 

Ansprechperson für Rückfragen zum ausgefüllten Fragebogen: 

Name / Vorname:  Lea Flügel 

Telefon-Nummer:  044 421 35 23 

E-Mail-Adresse:  lea.fluegel@economiesuisse.ch 

 

Bitte den ausgefüllten Fragebogen senden an: ap-sekretariat@efv.admin.ch  
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Bern, 13. Dezember 2019 
 
Vernehmlassung: Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung 
des Bundeshaushalts 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Sie haben uns eingeladen, zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Ent-
lastung des Bundeshaushalts Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit zur Meinungsäusse-
rung danken wir Ihnen bestens. 
 
Allgemeine Bemerkungen 
Zu Beginn der Legislatur 2015-2019 initiierte der Bundesrat unter dem Titel «Strukturelle Refor-
men» eine Überprüfung der Aufgaben des Bundes. Im Sommer 2018 verabschiedete er ein ent-
sprechendes Massnahmenpaket mit 35 konkreten Vorhaben oder Prüfaufträgen im gesamten Auf-
gabenspektrum des Bundes. Effizienzsteigerungen sowie die Lockerung von Ausgabebindungen 
werden angestrebt. Fünf Massnahmen erfordern Gesetzesänderungen und sind nun Gegenstand 
dieser Vernehmlassung. Sie sind in einem Mantelerlass zusammengefasst. 
 
Für die CVP gehört ein ausgeglichener Staatshaushalt grundsätzlich zu einer verantwortungsvol-
len Politik. Wir unterstützen die regelmässige Überprüfung der Staatsausgaben und begrüssen 
grundsätzlich diese vorgeschlagenen Massnahmen. Allerdings gilt es ebenfalls, die nötigen Aus-
gaben der öffentlichen Hand und die wünschenswerten Investitionen für die kommenden Genera-
tionen im Auge zu behalten. Schliesslich konnten in den letzten Jahren mit der Schuldenbremse 
und den erwirtschafteten strukturellen Überschüsse systematisch die Schulden abgebaut werden. 
Bei den Gebühren für die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs ist es uns wichtig, dass 
den Kantonen keine neuen Lasten auferlegt werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 
 
 
 
Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Stellungnahme Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundes-
haushalts 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Via Umwege haben wir von der Vernehmlassung betreffend das titelerwähnte Gesetz erfahren. Wir sind er-
staunt, dass wir nicht direkt angeschrieben wurden, sind doch in der Vorlage wesentliche Punkte enthalten, 
die grosse Auswirkungen auf den öffentlichen Verkehr haben. 

Gerne nehmen wir innert der gesetzten Frist die Gelegenheit wahr, uns vernehmen zu lassen. 

Erst vor fünf Jahren hat die Schweizer Bevölkerung mit einer komfortablen Zweidrittelmehrheit den Bundes-
beschluss über die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI) angenommen und da-
mit einen neuen, unbefristeten Bahninfrastrukturfonds (BIF) geschaffen. Mit FABI und dem BIF wurde ein 
nach mehrjähriger Arbeit ein wesentlicher Meilenstein der Schieneninfrastruktur-Finanzierung gelegt. 

Im Hinblick auf die wachsenden Verkehrsprognosen war die Schaffung eines neuen, unbefristeten Bahninf-
rastrukturfonds ein wichtiger Entscheid, damit auch in Zukunft sichergestellt wird, dass genug Geld in Unter-
halt, Betrieb und Ausbau des Bahnnetzes investiert wird. Das Parlament hat erst dieses Jahr 12,89 Milliar-
den Franken für den Ausbauschritt 2035 gesprochen und steht somit hinter dem notwendigen Ausbau der 
Bahninfrastruktur. Angesichts der grossen Zustimmung zum BIF in der Bevölkerung, im Parlament und in 
der Branche, sind die Einsparungen im Bundeshaushalt zulasten des Bahninfrastrukturfonds unverständlich. 
Das Konstrukt der Finanzierung des BIF bewährt sich. Da sich keine Änderungen am Finanzierungsmecha-
nismus aufdrängen, fordert der VöV, die Bestimmungen zum BIF auf dem aktuellen Stand zu belassen. 

Ebenfalls kritisch gegenüber steht der Verband der Anpassung, dass die im Bahninfrastrukturfonds geführ-
ten bedingt rückzahlbaren Darlehen durch einfachen Beschluss des Bundesrates in die Bundesrechnung 
übernommen werden und in Beteiligungen umgewandelt werden können. Dieser Ansatz zur Desintegration 
der Bahnen ist äusserst umstritten. Es ist unabdingbar, dass die Umwandlung sehr eng mit den einzelnen 
Transportunternehmen und mit den übrigen Eignern diskutiert und abgestimmt werden muss. Die Vorteile 
einer integrierten TU sollen nicht unterschätzt werden und die möglichen Nachteile einer gesplitteten TU 
(z.B. Mehrkosten infolge zusätzlicher Instanzen, Aufwand in der Anpassung aller Verträge und Eigentums-
verhältnisse, psychologisches «Aufbrechen» der Bahn und Förderung des Silodenken) müssen sehr sorgfäl-
tig und unternehmensspezifisch analysiert und minimiert werden. 
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Der VöV fordert dementsprechend folgende Änderung an Art. 51 Abs. 3 EBG resp. Art. 10 Abs. 4 BIFG:  

Art. 10 Abs. 4 BIFG: «Die im Bahninfrastrukturfonds geführten bedingt rückzahlbaren Darlehen können 
durch Beschluss des Bundesrates und nur nach vorgängiger Absprache mit den übrigen Haupteignern und 
mit dem Transportunternehmen in die Bundesrechnung übernommen und in Beteiligung umgewandelt wer-
den. Der Bund kann überdies auf die Rückzahlung der Darlehen verzichten, um sich an notwendigen Bilanz-
sanierungen zu beteiligen, wenn auch der Kanton verzichtet.»    

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen.  
 
Freundliche Grüsse 
 

 
 
Ueli Stückelberger    
Direktor VöV   
 
 

 
Kopie an: 
- UVEK 
- BAV 
- bea, dwa 

 


















